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 GUT INFORMIERT

ÜBERSENDUNG VON  
GERICHTSENTSCHEIDUNGEN  
AN DIE GESCHÄFTSSTELLE
Die Auskunfts- und Beratungstätig-
keit der Geschäftsstelle hängt in 
einem hohen Maße davon ab, wie 
gut der Informationsfluss zwischen 
Mitgliedskörperschaften und der Ge-
schäftsstelle ist. Wir bitten deshalb 
unsere Mitglieder dringend, uns ge-
richtliche Entscheidungen umgehend 
zu überlassen und uns über anhängige 
Verfahren bei den Verwaltungsgerich-
ten oder bei den obersten Bundesge-
richten zu informieren, damit andere 
Mitglieder schnell und zeitnah von die-
sen Erfahrungen profitieren können.

WICHTIGES IN KÜRZE

 LANDESENTWICKLUNG 

HAT DER LÄNDLICHE RAUM  
EINE ZUKUNFT?
Mit einer provokanten Frage beginnen 
wir das neue Jahr. Hat der ländliche 
Raum in Bayern wieder mehr Zukunft? 

Diese Frage stellt nicht der Bayerische 
Gemeindetag, sondern stellen die 
hochangesehenen Professoren Holger 
Magel und Manfred Miosga. In einer 
schonungslosen Bestandsaufnahme 
schildern sie zunächst eindrucksvoll, 
wie Politik und Medien eine seit eini-
gen Jahren zu beobachtende Entwick-
lung entweder tatenlos hinnehmen 
oder gar befördern. Eine Entwicklung, 
die sich dadurch auszeichnet, dass 
das Leben in der (Groß-)Stadt offen-
bar „hipp“ und angesagt erscheint,  
der ländliche Raum hingegen allen-
falls als Erholungsgebiet für gestress-
te Großstädter fungiert und auch als 
solcher im Übermaß genutzt wird.  
Die Großstädte ziehen mit attraktiven 

und gut bezahlten Arbeitsplätzen die 
Menschen an; ein Zuzug aus den  
ländlichen Gegenden ist zu verzeich-
nen; auf dem Land „macht der Letzte 
das Licht aus“.

Und dann kam Corona. Die Pandemie 
und ihre damit verbundenen Schwie-
rigkeiten für die  Menschen haben die 
Augen und das Bewusstsein weiter 
Teile der Gesellschaft dafür geöffnet, 
wie labil und hoch gefährdet unser 
globalisiertes Wirtschaftsmodell und 
unser hedonistischer Lebensstil sind. 
Geht aus dieser Erkenntnis etwas 
Neues hervor? Entsteht gar eine neue 
Sehnsucht „nach dem Leben auf dem 
Land“? Die beiden Autoren plädieren 
eindringlich für eine Gleichwertig-
keitsforschung im Freistaat. Eine 
solche wurde bereits von der Enquete 
-Kommission des Bayerischen Land-
tags beschlossen. Die beiden Autoren 
fordern daher: Die Politik sollte ihren 
in Coronazeiten wiederentdeckten 
Primat wahrnehmen und zwar auch 

hinsichtlich einer strategisch-konzep-
tionellen Handlung und sich nicht nur 
im Geldausgeben erschöpfen.
 

 Seiten 4 bis 8

 KOMMUNALE  
ZUSAMMENARBEIT

WAS KANN MAN VOM  
ELSASS LERNEN?
In keinem Land Europas gibt es so 
viele Gemeinden wie in Frankreich. 
Das überrascht zunächst, weiß man 
doch, das Frankreich ein zentralis-
tisch organisierter Staat ist – und 
meint, dass deswegen die Gemeinden 
kaum etwas zu melden haben. 

Aber weit gefehlt: In Frankreich  
gibt es 35.000 Gemeinden – mit 
großem Selbstbewusstsein. Um ihre 
kommunalen Aufgaben zu erfüllen, 
schließen sie sich mehr und mehr zu 
Allianzen zusammen. 

So auch im Elsass. Grund genug, 
dorthin zu reisen, um zu lernen,  
wie erfolgreiche Allianzen entstehen  
und arbeiten. Dr. Michael Stumpf  
hat eine solche Reise organisiert  
und berichtet darüber in diesem Heft.  
Er schildert in seinem anschaulichen 
Aufsatz, auf welchen Gebieten die 
Gemeinden erfolgreich zusammenar-
beiten und welcher Mehrwert für die 
dortigen Gemeinschaften entsteht. 
Das Elsass ist auch deswegen ideal 
für eine solche Bildungsreise, weil 
dort noch vielfach deutsch gespro-
chen wird. Das könnte eine Motivation 
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liefert, da mit jedem Zensus auch 
eine Gebäude- und Wohnungszählung 
verbunden ist, Angaben zum verfüg-
baren Wohnraum. 

Nina Schwenzl vom Bayerischen 
Landesamt für Statistik schildert in 
ihrem Fachbeitrag die Ergebnisse  
und Vorteile dieser Erhebung.

  Seiten 14 bis 17

 BAUWESEN

INNENBEREICHE NUTZEN!
In einem aufsehenerregenden Inter-
view mit dem Münchner Merkur zum 
Ende des vergangenen Jahres hat 
Präsident Dr. Uwe Brandl ausführlich 
seine Vorstellungen darlegen kön-
nen, wie mehr Wohnraum in Bayern 
geschaffen werden kann. Er plädierte 
insbesondere für eine Mobilmachung 
von Innenbereichsgrundstücken. In 
diesem Zusammenhang wiederholte 
er die langjährige Forderung des Bay-
erischen Gemeindetags, die Bayeri-
sche Staatsregierung möge endlich 
die rechtlichen Voraussetzungen 
für die Erhebung einer sogenannten 
Grundsteuer C („Baulandmobilisie-
rungssteuer“) schaffen. Er benannte 
ganz klar den Bremser bei dieser 
politischen Forderung: die Landtags-
fraktion der Freien Wähler.

Außerdem verlangte er eine Abkehr 
vom sogenannten Außenbereich im 
Innenbereich. Gemeint sind damit 
große Grünflächen, die bauplanungs-
rechtlich als Außenbereich angesehen 

werden, obwohl sie von Wohnbe-
bauung umringt sind. Hier bräuchte 
es ein Umdenken in den Bauver-
waltungen, um auch solche Gebiete 
schneller bebauen lassen zu können. 
Beispielhaft schilderte er die Situa-
tion in seiner Stadt Abensberg. 
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 IN EIGNER SACHE

EIN FRIEDVOLLES UND  
ENTSPANNTES JAHR 2023! 
Das Jahr 2022 wird als Krisen-
jahr in die Geschichtsbücher 
eingehen. Das steht fest. Russ-
lands Überfall auf die Ukraine, 
damit verbunden wirtschaft-
liche Schockwellen rund um die 
Erde und eine Energiekrise we-
gen ausbleibender Lieferungen 
aus dem Land des Aggressors. 
Und Corona war auch noch nicht 
ganz vorbei. Dazu wieder an-
schwellende Flüchtlingszahlen 
und und und…

Die Redaktion wünscht deshalb 
allen Leserinnen und Lesern 
der Verbandszeitschrift ein 
friedvolles und (hoffentlich) 
entspanntes Jahr 2023. Es 
kann nur besser werden. Die 
Gemeinden und Städte werden 
sich jedenfalls nach Kräften be-
mühen, für die Bürgerschaft die 
gewohnten Leistungen erneut 
schnell und zuverlässig zu er-
bringen. Auch das steht fest.

Weihnachten hat es gerade wieder ge-
zeigt: Geschenke zu kriegen ist eigent-
lich etwas sehr Schönes. Der Beschenkte 
freut sich darüber, dass er etwas bekom-
men hat, was er sich vielleicht gar nicht 
leisten konnte oder wollte, und der 
Schenker ist froh darüber, dass er dem 
Beschenkten einfach eine Freude berei-
ten konnte. Soweit der Idealzustand.

Im Verhältnis des Staates zu den  
Gemeinden heißt das Geschenk in  
der Regel „Förderprogramm“. Die 
Freude bei den Beschenkten hält sich 
dabei nicht selten in Grenzen und  
das aus verschiedenen Gründen.

Das geht schon damit los, dass manch-
mal Dinge gefördert werden sollen, für 
die die Gemeinden gar nicht zuständig 
sind. In den letzten Jahren hat sich im-
mer wieder gezeigt, dass insbesondere 
Infrastrukturaufgaben, die von Privaten 
mangels Wirtschaftlichkeit nicht ge-
leistet werden können, nicht etwa vom 
Staat übernommen werden. Vielmehr 
legt der Staat einfach ein Förderpro-
gramm auf und überlässt den Gemein-
den die Umsetzung. Ein treffendes Bei-
spiel dafür ist die Schließung der sog. 

„weißen Flecken“ bei der Mobilfunkver-
sorgung, bei der die Gemeinden sogar 
selber Masten bauen sollen. Der Staat 
macht sich mit einem solchen Vorgehen 
einen schlanken Fuß: Er fördert auf den 
ersten Blick großzügig, aber er vermei-
det Konnexität, weil die Gemeinden ja 
rechtlich zu nichts gezwungen werden, 

1 Ich fürchte die Danaer, auch wenn sie Geschenke bringen.

sondern die Aufgabe vollkommen „frei-
willig“ übernehmen. 

Aber auch dort, wo tatsächlich und 
zweifelsfrei gemeindliche Aufgaben 
betroffen sind, lösen staatliche Förder-
programme nicht immer nur eitel Freu-
de bei den Gemeinden aus. Die Klein-
teiligkeit und die Komplexität der 
Förderprogramme von Bund und Land 
haben mittlerweile ein Ausmaß er-
reicht, das nicht nur kleinere Gemein-
deverwaltungen an ihre Grenzen sto-
ßen lässt. Es kann doch nicht sein, dass 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
zunächst an einer Videoschulung teil-
nehmen müssen, um zu verstehen, wie 
der Antrag ausgefüllt werden muss. 

Auch die Mittelausstattung muss sich 
in vielen Fällen besser am Förderbedarf 
orientieren. Es ist beispielsweise nicht 
vermittelbar, wenn den über 2.000 bay-
erischen Kommunen für Klimaschutz-
maßnahmen insgesamt nur knapp 4 
Millionen Euro pro Jahr zur Verfü-
gung gestellt werden, also rechnerisch 
2.000.- Euro je Kommune. Das wird 
den Klimaschutz wenig voranbringen.

Das sind nur einige Kritikpunkte am 
gegenwärtigen Fördersystem. Die  
Liste ließe sich beliebig verlängern.

Dabei wäre es so einfach, den gordi-
schen Knoten zu durchschlagen. Gebt 
den Kommunen einfach mehr Verant-
wortung und damit gleichzeitig mehr 

Flexibilität. Denn die Gemeinden wis-
sen am allerbesten, welche Projekte und 
Maßnahmen sie vor Ort dringend brau-
chen und priorisieren müssen. Wenn 
man durch Anhebung der Verbundquo-
te im Finanzausgleich die Schlüssel-
masse verstärken und die Investitions-
pauschalen erhöhen würde, wäre eine 
Vielzahl von Einzelförderprogrammen 
überflüssig und der Verwaltungsauf-
wand würde sich spürbar reduzieren.

Das wäre einmal ein wirklich sinnvolles 
Geschenk!

Ihr Franz Dirnberger

 TIMEO DANAOS ET DONA FERENTES1

DR. FRANZ DIRNBERGER
Geschäftsführendes Präsidialmitglied 
des Bayerischen Gemeindetags

auch für andere sein, sich dort einmal 
umzusehen.
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 ÖFFENTLICHE ORDNUNG

ERGEBNISSE DES ZENSUS 2022
Zum Stichtag 15. Mai fand im letzten 
Jahr der Zensus 2022 statt. Der 
Zensus ist das Fundament der amt-
lichen Statistik, weil er Basisdaten 
zur Bevölkerung, Erwerbstätigkeit 
und Wohnsituation liefert – und zwar 
für alle Ebenen vom Bund über die 
Länder bis zu den Gemeinden. Er ist 
die größte Erhebung der amtlichen 
Statistik, in der die statistischen Äm-
ter des Bundes und der Länder eng 
zusammenarbeiten. 

Für viele Kommunen bedeutete der 
Zensus zunächst einmal eins: Auf-
wand. Daten aus den Melderegistern 
mussten geliefert, Erhebungsstellen 
eingerichtet, Erhebungsbeauftragte 
geschult und betreut sowie Anfragen 
von Bürgerinnen und Bürgern beant-
wortet werden.

Doch diese Arbeit hat sich gelohnt. 
Denn die Erkenntnisse, die durch den 
Zensus gewonnen wurden, können 
die Städte und Gemeinden nun für 
ihre Planungen nutzen. Neben den 
amtlichen Einwohnerzahlen ermit-
telt der Zensus auch Ergebnisse zur 
Bevölkerung, wie die Altersstruktur 
oder die Geschlechterverteilung, be-
schreibt die Zusammensetzung von 
Wohnhaushalten und Familien und 

Folgen Sie uns: twitter.com/BayerischerGem1

EDITORIALQUINTESSENZ

https://twitter.com/BayerischerGem1
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WO IST DIE ZUVERSICHT  
GEBLIEBEN?

„Das Land hat Zukunft. Neue Perspek-
tiven für die ländlichen Räume“ –  
so hieß der von Alois Glück und  
Holger Magel im Jahre 1990 heraus-
gegebene Sammelband. Es herrsch-
te überall eine Hochstimmung nach 
der vorausgegangenen Europaratskam-
pagne für den ländlichen Raum 1988. 
Die Gründung der Europäischen Arge 
Landentwicklung und Dorferneue-
rung ein Jahr später und die deutsche 
Wiedervereinigung in 1990 brachten 
einen nochmaligen Schub an Länd-
lichkeit, ländlichen Räumen sowie po-
litischer und finanzieller Aufmerksam-
keit - wenn auch nicht immer in der 
erwünschten und vor allem nachhalti-
gen ökologischen und raumwirksamen 
Breite und Qualität. 

Nach 30 Jahren permanenten Bemü-
hens und vielfältiger Strukturpolitiken 
muss man leider feststellen, dass die 
Aufbruchstimmung für den ländlichen 
Raum und der Glaube an eine Zukunft 
des Landes arg geschwunden sind. Die 
Landflucht ist ein europaweites und 
ein auch im reichen Deutschland an-
haltendes Phänomen geworden (ins-
besondere in peripheren östlichen Re-
gionen), junge Akademiker wie z. B. 
Stipendiaten deutscher Stiftungen be-
zweifeln – wie beim Forum Maxími-
lianeum 2022 im bayerischen Landtag 
geschehen – öffentlich den Sinn staat-
licher Hilfen für den ländlichen Raum; 
diesen Trend bestätigen Politikwissen-
schaftler wie z. B. Lukas Haffert, der 

einen zunehmenden Stadt Land Gra-
ben auf Grund der Wahlerfolge der 

„urbanen“ GRÜNEN und der „ruralen“ 
AfD beschwört. Damit der Proble-
me nicht genug: die Landwirte werden 
immer weniger (was die Bevölkerung 
eigenartigerweise nicht mehr sonder-
lich aufregt – nicht einmal den Bau-
ernverband oder die Ministerien, die 
das Sterben der Landwirte emotionslos 
als Strukturwandel „verkaufen“),  eben-
so die landwirtschaftlichen Flächen, die 
zudem immer mehr ausgebeutet und 
kontaminiert sind oder infolge des Kli-
mawandels drohen, immer weniger 
nutz- und fruchtbar zu sein. Die Stadt 
ist „in“, das Zeitalter des Urbanismus 
wird gefeiert! Vor allem die UN-Be-
hörden tun sich besonders hervor, das 
Zeitalter des Urbanismus zu feiern und 
damit –bewusst oder unbewusst – den 
ländlichen Exodus der nicht mehr an 
eine Zukunft in der ländlichen Heimat 
glaubenden Menschen zu beschleuni-
gen (Magel / Chigbu 2022). Das Land 
wird von ihnen geistig abgehakt und 
urbanzentriert unter dem konturlosen 
Begriff „urban rural continuum bzw. 
partnership“ subsumiert! 

Die durch new economy und Künst-
liche Intelligenz (KI) geprägten Städ-
ter nehmen das Land vornehmlich 
als Erholungsraum am Wochenende 
zur Kenntnis (und das zuweilen hef-
tig!) bzw. nutzen es als peri-urbanen 
Wohn- und Schlafstandort. Trotz fast 
schon verzweifelter und durchaus an-
erkennenswerter Bemühungen der Po-
litik zeigt sich auch im ehemaligen ag-
rarischen Kernland Bayern immer mehr 

der Verlust an Ländlichkeit, land-
schaftlicher Schönheit und eigenstän-
diger ländlicher Lebenskraft. Da helfen 
alle eher an Selbstbeschwichtigung er-
innernden Lobpreisungen bayerischer 

Politiker wie Söder, Füracker, Aiwan-
ger, Glauber oder Kaniber nichts. Boo-
mende Städte wie München wirken wie 
Staubsauger und verformen das ländli-
che Umland in breiartige Konglomera-
te (den sog. Ballungsraum) und entzie-
hen den weiter entfernten ländlichen 
Räumen permanent die Arbeitskräf-
te, vor allem die Jugend und damit ihre 
wichtigste Ressource für die Zukunft. 
Und wer es sich (nicht) leisten kann, 
bleibt auf dem Land und reiht sich in 
den täglichen Pendlerwahnsinn ein.

Ist das daraus resultierende Hase-und-
Igel-Spiel – kaum hat man im länd-
lichen Raum gewisse Erfolge erzielt, 
zieht die Stadt durch ungebremste  
Akkumulation von z. B. High-Tech-
Unternehmen (ein besonders schlech-
tes Beispiel ist München mit Zuzug 
von Apple, Microsoft, Amazon und 
Google!) und Kreativwirtschaft schon 
wieder davon und holt sich die länd-
lichen Arbeitskräfte – ein Naturge-
setz? Oder ist es eher das Ergebnis des 
bisherigen „institutionellen ökono-
mischen Regimes“, das rein bzw. zu 
sehr den „Logiken der Wirtschaft, der 
Märkte und der Kapitalakkumulation“ 
(Hartmut Rosa) folgt? Das Ergebnis 
jahrzehntelangen vergeblichen Anren-
nens an die Betonmauern von Sektor-
politiken, Lobbydenken und vereng-
tem wirtschaftlichen Denken? Und 
mit Abwehrreaktionen wie: „Was wollt 
ihr denn? Der Wohlstand ist doch ge-
wachsen. Die Umwelt ist vielleicht in 
Mitleidenschaft gezogen worden, da 
muss man nachbessern; aber generell 
ist das halt das Opfer, das man bringen 

muss. Für langfristiges Denken und  
Investment werden wir nicht bezahlt.“

NACH ODER BESSER MIT CORO-
NA – IST NUN ALLES ANDERS?

Nun gibt es ja viele Stimmen, die 
für einen Richtungswechsel plädie-
ren. ZEIT-Kolumnist Uwe Jean Heuser 
spricht davon, „dem Retten eine Rich-
tung zu geben“ und die Wirtschaft  

– und wir ergänzen: das gesamte Le-
ben – grüner und digitaler zu gestal-
ten. Nicht aus Emotion heraus, aus 
Naturschwärmerei oder sich überschät-
zender Weltrettungshaltung, sondern 
schlicht aufgrund der Fakten, wie sie 
vielfach beschrieben sind: Aus Grün-
den der Wissenschaftlichkeit, Vernunft 
und Nachhaltigkeit eben!

Corona hat ja nicht neue Erkenntnis-
se über den Zustand der Welt, Gesell-
schaft oder der Stadt - Land Verhält-
nisse gebracht – sie hat nur die Augen 
und das Bewusstsein der Gesellschaft 
dafür geöffnet, wie labil und schnell 
gefährdet unser „globalisiertes“ Wirt-
schaftsmodell und Lebensstil sind. 
Und sie hat eine ganz entscheidende 
Einsicht geliefert, worauf Leibnitz-
preisträger Hartmut Rosa in seinem 
Essay „Wir können die Welt verändern“ 
hingewiesen hat: Nämlich auf die Wie-
derherstellung des Primats der Politik 
und damit kollektiver Selbstwirksam-
keit. Das ist für ihn das entscheidende 
Novum der gegenwärtigen nun schon 
seit drei Jahren und wohl noch länger 
anhaltenden Krise. Wer sich an die  

bisherigen politischen und bürgerli-
chen Ohnmachtserfahrungen gewöhnt 
hat, sieht nun, dass jetzt plötzlich  
etwas geht, von dem wir immer gesagt 
haben: das geht nicht (so Armin  
Nassehi, zit. in Rosa). 

Nun müssen wir alle, vor allem die Po-
litik, unterstützt von Experten, die ja  
in der Corona-Krise eine noch nie 
dagewesene Bedeutung erlangt ha-
ben, das Richtige tun für das „Wieder- 
Hochfahren“ bzw. den Wiederaufbau 
in Europa: Aber nicht die Beschleuni-
gungsmaschine so schnell wie möglich 
wieder in Gang setzen (und dabei halt 
die Klimaziele und manche andere wie 
Flächensparen, Artenschutz und Biodi-
versität über den Haufen werfen), son-
dern einen „Stabilisierungsmodus“ neu 
erfinden. Und die neue Handlungs-
macht von Politik und unterstützender 
Gesellschaft für einen grundlegenden 
Paradigmenwandel nutzen! Es gilt, wie 
einst Hannah Arendt (zit. In Rosa)  
formulierte, „als kreativ handelnde  
Akteure eingespielte Pfade zu verlassen, 
geltende Reaktionsweisen und -ketten 
außer Kraft zu setzen und genuin  
Neues hervorzubringen.

NEUE ZUKUNFT FÜR DAS LAND?

Genuin Neues hervorbringen oder 
endlich das tun und umsetzen, was  
an kreativen Ideen für die Stärkung 
ländlicher Räume längst vorliegt, aber 
am vorherrschenden Denken und an 
der bisherigen „institutionalisierten 
Steigerungsdynamik“ gescheitert ist.  

CORONA, KLIMAWANDEL UND DER KRIEG – 
HAT DAS LAND WIEDER MEHR ZUKUNFT?

Prof. EoE Dr.-Ing. Holger Magel,  
Ehrenpräsident der Bayerischen Akademie 
ländlicher Raum

Text Prof. EoE Dr.-Ing. Holger Magel und Prof. Dr. Manfred Miosga

Prof. Dr. Manfred Miosga, Universität 
Bayreuth, Fakultät für Biologie,  
Chemie und Geowissenschaften

FACHBEITRÄGEFACHBEITRÄGE
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Corona, der Klimawandel und nun  
zusätzlich Putins Kriegsmaschinerie 
haben überaus schmerzhaft die Schwä-
chen und Abhängigkeiten der globali-
sierten Wirtschaft offengelegt und die 
Notwendigkeit regionaler Kreisläufe, 
die hohe Bedeutung z. B. dezentra-
ler Gesundheitsversorgung, den Wert 
ländlichen Wohnens und Lebens im 
Gegensatz zu den hitze- und seuchen-
anfälligeren und sonstig geplagten  
Metropolen. Wer in dieser Zeit auf 
dem Lande und nicht gerade in einem 
von ländlichen Starkbierfesten geschä-
digten Corona Hot Spot lebte, fing 
wieder an, die Vorteile des Lebens auf 
dem Lande zu schätzen. 

Direktor Franz Dirnberger berichtet 
in seinem Editorial des Junihefts 2022 
des Bayerischen Gemeindetags da-
von, dass sich das Lebensgefühl vie-
ler Menschen verändert habe und dass 
es „Städter wieder mehr und mehr aufs 
Land ziehe. Der ländliche Raum wird 
wieder zum Sehnsuchtsort!“. Auch das 
Berlin-Institut (Sixtus at al. 2022) be-
stätigt diese Aussage: „Die vielzitier-
te neue Landlust spiegelt sich im Um-
zugsverhalten wider. Unsere Analyse 
der Wanderungsstatistik zeigt auf, dass 
inzwischen tatsächlich mehr Menschen 
ihren Wunsch umsetzen und sich für 
ein Leben auf dem Land entscheiden 
als noch vor einem Jahrzehnt. Die Co-
rona Pandemie hat diesen Trend noch 
verstärkt“. Alles gut? Oder ist das alles 
nur vorübergehend?

Alles gut oder nur vorübergehendes 
Phänomen? Es hängt wohl von vielem 

ab, z. B. von der Beseitigung bekann-
ter Schwächen wie der Defizite bei nah 
erreichbaren qualifizierten Arbeitsplät-
zen, bei generationen- und raumge-
rechtem ÖPNV und Mobilitätsketten, 
bei durchgehender Breitbandversor-
gung und Digitalisierung, in der Nah- 
und Gesundheitsversorgung und bei 
ortsnahen Bildungseinrichtungen und 
schließlich unübersehbar beim Ver-
lust an land(wirt)schaftlicher Schönheit, 
Vielfalt und ökologischer Stabilität!

Der Mängelkatalog ist in Politik, Wis-
senschaft und Gesellschaft bekannt. Je 
nach Brille und Statistik wird der Sta-
tus Quo positiv oder negativ beurteilt. 
Es gibt scheinbar keinen objektiven 
und von allen akzeptierten Maßstab, 
der alle Aspekte menschlichen Lebens 
unvoreingenommen und neutral ab-
decken würde. Da ließ die Absicht der 
Bundesregierung aufhorchen, künftig 
jedes Regierungshandeln bzw. alle För-
derprogramme einem Gleichwertig-
keitscheck zu unterziehen. Der damals 
zuständige Raumordnungsminister 
Horst Seehofer hat aber nicht gesagt, 
anhand welcher Kriterien die Wirkun-
gen auf die Gleichwertigkeit der Le-
bensverhältnisse geprüft werden soll. 
Die zuständige Bundeskommission 
hat sich leider nicht die Mühe gemacht, 
das Verfassungsziel Gleichwertige Le-
bensverhältnisse näher zu definie-
ren, geschweige denn zu operationa-
lisieren. So kann man auch in Zukunft 
nicht im Konsens beurteilen, ob es in 
Deutschland die vielbeschworene Ba-
lance von Stadt und Land gibt und wie 
der Ländliche Raum durch notwendi-

ges Umsteuern in Raumordnungs-,  
Agrar-, Wirtschafts-, Infrastruktur-, 
Sozial- und Bildungspolitiken eine 
bessere Zukunft bekommen kann.

DER BAYERISCHEN LANDES-
PLANUNG FEHLT DER MUT ZUR 
WAHRHEIT – ES IST HÖCHSTE 
ZEIT FÜR GLEICHWERTIGKEITS-
FORSCHUNG IN BAYERN!

…eine bessere Zukunft bekommen auch 
in Bayern durch Umsteuern zum ge-
nuin Neuen. Nur: Zu welchem Neuen? 
Dafür braucht man zuvor methodische 
Grundlagen zum Messen, Analysieren, 
Beurteilen. In Abwandlung von Höl-
derlins vielzitiertem Spruch liegt eine 
rettende Methode längst vor: es ist das 
von Magel / Miosga im Rahmen ihrer 
Expertenmitwirkung in der Enquete-
kommission „Gleichwertige Lebensbe-
dingungen in ganz Bayern“ entwickelte 
Modell der Räumlichen Gerechtigkeit 
mit seinen vier Gerechtigkeitsdimen-
sionen (Chancen-, Verteilungs-, Ver-
fahrens- und Generationengerechtig-
keit) als ethische und (fach)politische 
Grundlage der Gleichwertigkeitszie-
le. Es wurde von der Kommission ein-
stimmig verabschiedet und als Grund-
lage für die weiteren Diskussionen 
verwendet. Es könnte mithelfen, die 
ländlichen Defizite und Handlungsbe-
darfe im Diskurs mit den Vorstellun-
gen der jeweiligen Region individuel-
ler und konkreter anzusprechen und 
zu beheben anstatt die vielkritisierten 
pauschalen Förderpakete anzubieten. Nun muss es darum gehen, das Modell 

wissenschaftlich noch zu verfeinern 
und weiterzuentwickeln. Leider gibt 
es bisher seitens der Staatsregierung 

keinen Forschungsauftrag dazu, ob-
wohl die Kommission das empfoh-
len hat. Wann, wenn nicht jetzt müssen 
wir alles tun, um den wiederentdeck-
ten ländlichen Räumen eine neue nach-
haltige Zukunft zu eröffnen – mit den 
richtigen Analyse- und Steuerungsins-
trumenten! Die Politik sollte ihren in 
Corona Zeiten wiederentdeckten Pri-
mat wahrnehmen und zwar auch hin-
sichtlich eines strategisch-konzeptio-
nellen Handelns und sich nicht nur im 
Geldausgeben erschöpfen.

Immerhin ist es schon ein Zeichen der 
Hoffnung, dass die Bayerische Staats-
regierung erstmals in der Geschich-
te der 50-jährigen Landesplanung den 
Begriff Räumliche Gerechtigkeit als 
Wertmaßstab in das fortgeschriebe-
ne Landesentwicklungsprogramm auf-
nehmen will. Aber wenn es nur bei der 
Erwähnung im Begründungsteil ohne 
jede weitere Konsequenz bleibt, ist das 
wieder zu wenig. Es fehlt wohl schlicht 
der Mut zur Wahrheit: Zur Gewinnung 
der Wahrheit durch möglichst objekti-
ve Messung und Bewertung der räum-
lichen Entwicklung und Gerechtigkeit 
via Indikatoren und Kriterien.

ZEITENWENDE DURCH PUTINS 
KRIEG: NEUE ZUKUNFT – NUR 
MIT DEM LAND!

Mit dem russischen Angriffskrieg in 
der Ukraine erfasst uns nun die nächste 
schwere Krise nach oder besser zusätz-
lich zu Corona, die uns die Abhängig-
keiten und Verletzlichkeiten des domi-

Für viele Menschen ist die Forderung nach der Großen Transformation zu abstrakt.Was  
zu tun ist muss auf lokaler und regionaler Ebene konkret und  nachvollziehbar für jeder-
mann gemeinsam erstritten und vereinbart werden.Erfreulicherweise gibt es schon einige 
Beispiele dieser pionierhaften Transformationsbemühungen , wie die Abbildung zeigt
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nanten „institutionellen ökonomischen 
Regimes“ deutlich vor Augen führt. 
Eine wirksame Sanktionspolitik gegen 
den Aggressor ist vor allem aufgrund 
der Abhängigkeit von russischen Ener-
gieimporten und der Abstinenz ganzer 
Sub-(Indien) oder Kontinente  
(Afrika) kaum möglich, die ausfal-
lenden Importe von russischer Ener-
gie sowie der Nahrungsmittel aus der 
Ukraine lassen nicht nur die Preise ex-
plodieren, sondern gefährden trotz be-
achtlicher Hilfen der Bundesregierung 
(aber wie lange?) mehr und mehr den 
gesellschaftlichen Zusammenhang und 
sozialen Frieden sowie die nationale 
und europäische Solidarität. 

Die nun erst recht notwendige Trans-
formation zu Resilienz und Nachhal-
tigkeit wird das Verhältnis von Stadt 
und Land neu gewichten (müssen) 
(siehe obige Abbildung). Die existen-
ziellen Abhängigkeiten der Lebenswei-
se in den Städten vom Land werden 
wieder deutlicher und direkt spürbar: 
eine schnelle und erfolgreiche Ener-
giewende, eine regionalere und ro-
bustere Nahrungsmittelversorgung, 
eine Umstellung des Materialbedarfs 
der Industrie auf biogene und nach-
wachsende Rohstoffe, der notwendi-
ge Klimaschutz und die Anpassung an 
die Erderhitzung werden notwendiger-
weise vor allem in ländlichen Räumen 
gestaltet werden müssen. Sie führen 
dort zu ungewohnten oder bisher un-
gewollten neuen Nutzungsansprüchen 
an Flächen und werden zwangsläufig 
Landschaftsstrukturen verändern (Bei-
spiel Windenergie). 

Um bei der Bevölkerung im ländlichen 
Raum die Akzeptanz für die notwen-
dige schnelle und fundamentale Trans-
formation zu erreichen, müssen sich 
Stadt und Land künftig anders, näm-
lich als gleichberechtigte Partner in 
Augenhöhe, begegnen und endlich  
mit gegenseitigem Gewinn koope-
rieren. Hier ist zu allererst die Poli-
tik gefordert, rasch ihre Instrumente 
der Landesentwicklung zu ertüchti-
gen und ko-kreative und in Richtung 
Ausgleich und Kooperation steuern-
de Prozesse auf regionaler und (inter)
kommunaler Ebene zu ermöglichen. 
Aber auch auf die ländlichen Gemein-
den kommen verstärkt und mit hohem 
Zeitdruck oft unangenehme Diskussi-
onen über die bisher mehr oder weni-
ger kollektiv verdrängten Notwendig-
keiten der sog. Großen Transformation 
zu. Gott sei Dank gibt es aber auch 
hier längst weithin strahlende bayeri-
sche Pionier- und Leuchtturmgemein-
den. Sie können uns nun den Pfad in 
die Zukunft weisen. 
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GEMEINDE FRAUNBERG ERKUNDET  
INTERKOMMUNALE ZUSAMMENARBEIT  
IM ELSASS
Text  Dr. Michael Stumpf

In keinem Land Europas gibt es so vie-
le Gemeinden wie in Frankreich. Und 

die Gemeinden stehen bei den Fran-
zosen hoch im Kurs. Noch 2016 war es 
möglich, die Zahl der Regionen von 22 
auf 13 zu verringern. Das Ansinnen die 
Zahl der 35.000 Gemeinden signifikant 
zu reduzieren, wurde bereits zu Beginn 
der 90er Jahre aufgegeben; eine sol-
che Reform war in den gewählten Gre-
mien nicht mehrheitsfähig. Die Ge-
meinden sind eine Errungenschaft der 
Revolution und stehen nicht zur Dis-
position, ebenso wenig wie die De-
partements, die ebenfalls im Zusam-
menhang mit der Revolution gebildet 
wurden. Was die Gemeinden anbelangt, 
setzt die Regierung stattdessen auf die 
Bildung von Kommunalallianzen; die-
ser Weg war erfolgreich. Die Franzosen 
sind mehr auf diese Zusammenschlüs-
se angewiesen, als wir in Bayern, da die 
dortigen Gemeinden eine Größe ha-
ben wie bei uns vor der Gebietsreform. 

Gab es bei uns als Folge der Gebietsre-
form die Verwaltungsgemeinschaften, 
so ist die Zusammenarbeit in Frank-
reich erheblich breiter angelegt. We-
sentliche Aufgabenfelder sind die 
Landnutzungsplanung und die Wirt-
schaftsentwicklung. Die Aussicht auf 
eine relative Selbständigkeit der Ge-
meinden und die Zusicherung des 
Staates von (vermeintlich) dauerhaf-
ten Fördermitteln führte dazu, dass 
2016 so gut wie jede Gemeinde Frank-
reichs einer der seit 1992 neugebilde-
ten gut 2.000 Allianzen angehörte. Das 
macht rein rechnerisch an die 17 Ge-
meinden pro Allianz. Um das Jahr 2000 

herum erfolgte eine weitere Vergrö-
ßerung der Allianzen durch Fusion, so 
dass man heute bei knapp 1.300 Alli-
anzen angekommen ist. Dies bedeutet, 
dass eine Allianz rund 27 Mitgliedsge-
meinden hat.

Die Gemeinde Fraunberg im Landkreis 
Erding hatte sich bereits in den Jahren 
2010 und 2015 auf den Weg in das Elsaß 
gemacht, um das dortige kommunale 
System kennenzulernen. Seinerzeit wie 
heute war die Fahrt finanziell und or-
ganisatorisch von der Schule der Dorf- 
und Landentwicklung Abtei Plankstet-
ten gefördert. So, wie das kommunale 
System im Elsaß praktiziert wird, läuft 
es in ganz Frankreich. Das Elsaß bie-
tet für uns zudem den Vorteil, dass bei 
geschickter Wahl der Partner vor Ort 
die Informationen in deutscher Spra-
che gegeben werden. Die ersten bei-
den Reisen fanden in der Gründerzeit 
der Kommunalallianzen statt. Insofern 
war die aktuelle Reise bestens dazu ge-
eignet, zu schauen, wie sich die Sache 
weiterentwickelt hat. 

Der erste Zielort der Fahrt, das Wein-
städtchen Barr, im Rheintal zwischen 
Straßburg und Colmar gelegen, war 
ein interessantes Beispiel: Die heuti- 
ge Kommunalallianz „Pays de Barr“ 
besteht seit 2013, umfasst die 20 Ge-
meinden von zwei vormals selbständi-
gen Kommunalallianzen und hat gut 
24.000 Einwohner. Chef des Gemein-
schaftsrats ist der Bürgermeister der 
Mitgliedsgemeinde Dambach-la-Vil-
le. Die Regelung, wonach nicht der 
Bürgermeister des zentralen Orts Chef 

der Kommunalallianz ist, ist weit ver-
breitet; sie kann als vertrauensbildende 
Maßnahme gegenüber den kleineren 
Mitgliedsgemeinden verstanden wer-
den und wirkt deren Sorge entgegen, 
von der großen dominiert zu werden.

Die Besucher aus Bayern wurden 
im Sitzungssaal des Rathauses der 
7.200-Einwohner-Stadt von Bürger-
meisterin Nathalie Kaltenbach be-
grüßt. Die Rathauschefin ist seit 2020 
im Amt. Sie ist zudem in der Allianz 
der 20 Gemeinden des Pays de Barr 
für die Wirtschaftsentwicklung zustän-
dig, ist Mitglied im Elsaßrat, der ge-
wählten Volksvertretung für die zwei 
Departements des Elsaß und ist Prä-
sidentin des Tourismusverbands für 
das gesamte Elsaß. Die Bürgermeiste-
rin stellte die Entwicklung ihrer Stadt 
auf kommunaler und interkommuna-
ler Basis vor. Ihr besonderes Augen-
merk galt den Bemühungen um die 

DR. MICHAEL STUMPF
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Wiederbelebung der innerstädtischen 
Geschäftswelt. Stolz war sie auf die 
Sanierung des historischen Rathaus-
vorplatzes. Anwesend war auch Suzan-
ne Lotz, die Bürgermeisterin der Al-
lianzgemeinde Goxheim und in der 
Allianz als Vizepräsidentin zuständig 
für den Tourismus. Nachträglich hin-
zugekommen war Alfred Becker, seit 
einigen Jahren im Ruhestand, aber vor-
her Bürgermeister, Präsident der Kom-
munalallianz von Barr und Vizepräsi-
dent der seinerzeitigen Volksvertretung 
für das Unterelsaß. Er und Hans Wies-
maier haben sich in diesem Saal 2004 
das erste Mal getroffen. Seinerzeit hat-
te Alfred Becker in seiner Eigenschaft 
als Vorsitzender des großen Wasser- 

und Abwasserzweckverbands für das 
Unterelsaß gesprochen. Der Besuch im 
Rathaus endete mit einem geselligen 
Glas Elsässerwein. Anschließend be-
gab sich die Besuchergruppe in die Al-
lianzgemeinde Andlau, um sich dem 
Wirken der Heiligen Richardis zu wid-
men. In Andlau hatte die Ehefrau von 
Kaiser Karl III. 880 ein Kloster gegrün-
det. Die ehemalige Abteikirche ist heu-
te das Zentrum einer Wallfahrt. Die 
Führung übernahm der geschichtsinte-
ressierte vormalige Bürgermeister von 
Andlau, Maurice Laugner.

Den zweiten Tag verbrachten die Besu-
cher in einer völlig anders strukturier-
ten Kommunalallianz, der vom Wei-

lertal / Vallée de Villé. Das Gebiet der 
Allianz deckt sich mit dem Tal; inso-
fern war keine Vergrößerungsmög-
lichkeit gegeben. Die 18 Gemeinden, 
die sich 1992, also zur Gründerzeit 
der Kommunalallianzen, zusammen-
geschlossen hatten, umfassen knapp 
11.000 Einwohner. 

Der erste Besuch galt der Gemein-
de Breitenbach. Dort ist seit dem Jahr 
1989 Jean-Pierre Piela Bürgermeis-
ter. Er hat schon viele Bürgermeis-
ter aus Bayern in seiner Gemeinde be-
grüßt und eine ganze Reihe davon 
auch in Bayern besucht. Er steht von 
Anfang an für Projekte der nachhalti-
gen Entwicklung und hat sich im Lauf 

der Jahrzehnte einen Namen damit ge-
macht. Ein wichtiges gemeinde-, ja so-
gar allianzübergreifendes Projekt sind 
die „grünen und blauen Bänder“, also 
die Wasserläufe und Grünzüge, die 
sich von den Vogesenhöhen ins Tal zie-
hen, und die dann auch Bestandteil 
des Tourismuskonzepts werden sollen. 
Eine andere, sehr lokale Idee hat nach 
jahrzehntelanger Suche ein glückliches 
Ende gefunden. Es handelt sich um  
die Nutzung einer Restfläche aus der 
Flurbereinigung der 90er Jahre, wel-
che ins Eigentum der Gemeinde ge-
kommen war. Jahrzehntelang war der 
Bürgermeister auf der Suche nach der 
idealen Nutzung für diese landwirt-
schaftlich uninteressante aber land-
schaftlich sehr reizvolle Fläche. Ergeb-
nis ist das aktuell fertiggestellte Hotel 

„48° Nord“. Es entstand auf Initiative 
von Emil Leroy-Jönsson in Form  
eines zentralen Restaurantgebäudes 
und 14 auf der Fläche verteilten Holz-
hütten mit skandinavischem Einschlag. 
Das Projekt hat vor einigen Monaten 
sogar Eingang in die Süddeutsche Zei-
tung gefunden. Das Vorhaben war in 
jeder Hinsicht extrem anspruchsvoll. 
Ein besonderes Problem war es, für  
ein Projekt dieser Art in dieser Lage 
die erforderlichen Genehmigungen  
zu bekommen.

Aber es gibt auch schlichtere Projekte, 
die beispielsweise ihren Wert in dem 
jahrzehntelangen Funktionieren auf 
hohem Niveau haben. Dazu zählt der 
biologische Milchviehbetrieb der Fa-
milie Lauler. Mit einem Bestand von 
rund 50 Milchkühen der Vogesenrasse 

und 20 Jungtieren aus überwiegend  
eigener Nachzucht, versteht es die  
Familie, gut über die Runden zu kom-
men. Ein besonderes Merkmal des  
Betriebs ist es, daß die Milch nicht  
nur produziert, sondern auch in Pro-
dukte transformiert und diese dann 
vermarktet werden. Ein kleiner Teil 
geht über den Hofladen. Regelmäßig 
werden Märkte im Tal und auch außer-
halb besucht. 

Ein ganz wichtiger Faktor ist die 
„Nouvelle Douane“ ein Verkaufslokal 
in attraktiver Lage von Straßburg, das 
von 17 Erzeugern seit 2014 betrieben 
wird. Angeboten wird die ganze Palet-

te landwirtschaftlicher Produkte. Die 
Stadt Straßburg und die Landwirt-
schaftskammer hatten seinerzeit das 
Projekt initiiert und auch finanziell  
gefördert; inzwischen ist das Projekt 
ein Selbstläufer. Zwischen einem Vier-
tel und einem Drittel der Produkti-
on der Ferme Lindgrube wird im Ver-
kaufslokal in Straßburg abgesetzt. Die 
wichtigsten Produkte der Ferme Lind-
grube auf Milchbasis sind Joghurt, 
Desserts und Käse. Außerhalb der 
Milch, aber ebenfalls aus eigenen Roh-
stoffen, gibt es Honig sowie Kirsch- 
und Mirabellenschnaps.

Die Reisegruppe vor dem Renaissance-Rathaus der Stadt Barr.  
Links vorne: Bürgermeisterin Nathalie Kaltenbach Bürgermeisterin Suzanne Lotz von der Nachbargemeinde Goxwiller  
und Delegationsleiter und Bürgermeister von Fraunberg Hans Wiesmaier.  
Links dahinter: Alfred Becker, vormaliger Präsident der Kommunalallianz und daneben Reiseleiter Dr. Michael Stumpf. Fo
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Nach der Vorstellung des Schulkomplexes in Fouchy. Zweckverbandsvorsitzender und  
Bürgermeister von Bassemberg, Emmanuel Eschrich (li.), erhält von Delegationsleiter 
Hans Wiesmaier ein Biergeschenk. Dazwischen Nicole Zehner, vormals Bürgermeisterin 
und Vizepräsidentin der Kommunalallianz mit Zuständigkeit für Soziales.
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Der Nachmittag war zwei interkom-
munalen Projekten im Allianzge-
biet gewidmet. Am Anfang stand der 
Schulkomplex „Ecole du Giessen“ in 
der Gemeinde Fouchy. Er umfasst den 
Kindergarten ab 3 Jahren, der als „éco-
le maternelle“ zur Schule zählt, die 
Grundschule und die Einrichtung für 
die außerschulische Betreuung. Um das 
Projekt zu realisieren, haben sich die 
3 Talgemeinden Bassemberg, Fouchy 
und Lalaye zu einem Zweckverband 
zusammengeschlossen. Die Einrich-
tung ist seit dem Jahr 2015 komplett 
funktionsfähig. 

Ein ähnliches Projekt wird derzeit von 
einem Zweckverband der Gemein-
den Breitenbach, Maisonsgoutte und 
Saint-Martin realisiert. In Frankreich 
die Entwicklung der außerschulischen 
Betreuung zu sehen, ist für uns ausge-
sprochen interessant. Denn diese Ein-
richtungen gab es dort viel früher und 
auch ausgedehnter als bei uns. Das lag 
an der ausgeprägten Gewohnheit der 
Mütter bald nach der Geburt des Kin-
des wieder dem Beruf nachzugehen. 
Das Überraschende ist, dass die Fran-
zosen trotz des Vorsprungs in der Zahl 
der Einrichtungen immer weiter bau-
en, sich also nicht auf den früh erwor-
benen Lorbeeren ausruhen. 

Die Führung durch den Komplex hat-
te Emmanuel Eschrich, Bürgermeister 
von Bassemberg und Vorsitzender des 
Zweckverbands übernommen. Die Ein-
richtung beherbergt derzeit rund 130 
Kindergartenkinder und Grundschü-
ler; die außerschulische Betreuung ist 

mit 40 Kindern im Wesentlichen aus-
gelastet.

Letztes Ziel an diesem Tag war die 
„Epicérie sociale Aspérule“, das „Sozi-
alkaufhaus Waldmeister“ im Hauptort 
Villé. Nicole Zehner, vormals Bürger-
meisterin von Neubois und Vizepräsi-
dentin der Kommunalallianz mit Ver-
antwortung für das Soziale, hatte sich 
bereits seinerzeit für das Projekt enga-
giert, und hat dieses Engagement bei-
behalten. Die Besucher erfahren, dass es 
für die Produkte zwei Quellen gibt: Die 
zentrale Sammelstelle in Straßburg lie-
fert regelmäßig Lebensmittel von lan-
ger Haltbarkeit. Die Lieferungen wer-
den ergänzt durch die wöchentlichen 
Sammlungen der ehrenamtlichen Mit-
arbeiter in den Supermärkten des Tals. 
Der Abgabepreis an die Bedürftigen 
liegt bei 10 Prozent des Marktpreises.

Der Vormittag des Abreisetags stand 
im Zeichen von Kultur und Geschich-
te. Wie so oft im Elsaß wird die Ge-
schichte der umkämpften Grenzregion 
zwischen Frankreich und Deutschland 
durch die Militärgeschichte darge-
stellt. Besucht wurde das „Carrée mili-
taire“ auf dem Friedhof der Gemeinde 
Ingersheim bei Colmar. Dort hat ein 
Denkmal aus bayerischer Hand aus der 
Zeit des 1. Weltkriegs überlebt. 

Bürgermeisterin Denise Stoecklé be-
grüßte die Besucher aus Bayern mit 
freundlichen Worten. Das Denkmal, 
welches das 1. Bayerische Landwehr- 
Infanterie-Regiment den gefallenen  
Kameraden im Jahr 1916 gewidmet hat, 

wird in Ehren gehalten. Es wurde aus-
schließlich von den Regimentsangehö-
rigen erdacht und ausgeführt und be-
sticht durch seine Symbolkraft. Offen 
ist nur, ob es sich bei der Denkmalfi-
gur um eine Frau handelt, die um ih-
ren Mann trauert, oder um eine Mut-
ter, die einen Sohn beweint. In einer 
Gemeinschaftsaktion bayerischer Ge-
meinden und Verbände wurde das 
Denkmal im Jahr 2016 saniert. Auch 
die in den Nachkriegsjahren entfern-
te Beschriftung wurde nach alten Fotos 
erneuert. Bürgermeister Hans Wies-
maier dankte und legte ein Gebinde ab.

Der Aufenthalt im Elsaß endete mit  
der Erkundung von Colmar, dem 
Hauptort des Oberelsaß. Als Führer 
konnte Francis Lichtlé, der vormali-
ge Leiter des Stadtarchivs von Colmar 
gewonnen werden. Er hatte schon des 
Öfteren Besuchergruppen aus Bayern 
in seine Obhut genommen.

NACHSATZ WEGEN DER PARITÄT 
IN DEN GEWÄHLTEN GREMIEN

Bereits bei der Vorbereitung der Fahrt 
war zu sehen, dass in der Kommunal-
wahl 2020 in zwei der besuchten Ge-
meinden dem Bürgermeister eine Bür-
germeisterin nachgefolgt war. Das  
gab Anlass, einen Blick auf die in den 
letzten Jahren abgelaufene Entwick-
lung der paritätischen Besetzung der 
gewählten Gremien zu werfen. Das 
Thema war bereits im Jahr 1997 Chef-
sache des Premierministers geworden. 
Seine erste Hürde hatte es mit Jahr 

1999 genommen. Damit war der Weg 
frei geworden, rechtliche Regelungen 
zu erlassen, welche die Parität in den 
gewählten Gremien gewährleisten.  

Das Unterfangen war mühsam, da die 
Regelungen jeweils auf das System der 
jeweiligen Wahl zugeschnitten werden 
mussten, für das sie gelten sollten.  
Gut 20 Jahre danach ist festzustellen, 
dass sich etwas getan hat. 

Der Frauenanteil liegt aktuell bei
50 Prozent im EU-Parlament,
39 Prozent in der Nationalversammlung,
48 Prozent in den Regionalräten,
50 Prozent in den Departementräten,
36 Prozent in den Kommunalallianzen,
42 Prozent in den Gemeinderäten.

Manche der Regelungen wurden in  
den zurückliegenden 20 Jahren nach-
gebessert; andere haben das mögli-
cherweise noch vor sich. So weit so gut. 
Blickt man der Vollständigkeit halber 
auf die Präsidenten der in Frage kom-
menden Gremien, schaut die Sache an-
ders aus. 

Der Frauenanteil beträgt
32 Prozent bei den Präsidenten  
der Regionalräte,
20 Prozent bei den Präsidenten  
der Departementräte,
11 Prozent bei den Präsidenten  
der Kommunalallianzen und
20 Prozent bei den Bürgermeistern.

Die Republik Frankreich hat dem  
Thema eine Homepage gewidmet.  
Ihr sind auch die oben gemachten  
Zahlenangaben entnommen. Sie ist 
 unter dem Link https://www.vie- 
publique.fr/eclairage/19618-la-parite-
politique aufrufbar. 

Der Nachsatz erfolgt auch im Hinblick 
auf die in den letzten Jahren gemein-
sam mit dem Bayerischen Gemeinde-
tag durchgeführten Fahrten für Kom-
munalpolitikerinnen in das Elsaß.
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Vor dem Bayerndenkmal auf dem Friedhof von Ingersheim. Bürgermeisterin Denise Stoecklé begrüßt, Geschichtsvereinsvorsitzender  
Eugène Schubnel (re.) informiert über die seinerzeitigen Ereignisse und Bürgermeister Hans Wiesmaier (li.) legt ein Gebinde nieder. Die 
drei Trachtendamen umrahmen charmant und authentisch.
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Zum Stichtag 15. Mai fand im letz-
ten Jahr der Zensus 2022 statt. Der 

Zensus ist das Fundament der Amt-
lichen Statistik, weil er Basisdaten zu 
Bevölkerung, Erwerbstätigkeit und 
Wohnsituation liefert - und zwar für 
alle regionalen Ebenen vom Bund über 
die Länder bis zu den Gemeinden. Er 
ist die größte Erhebung der Amtlichen 
Statistik, in der die Statistischen Äm-
ter des Bundes und der Länder eng zu-
sammenarbeiten. Starke Partner bei der 
Durchführung der Befragungen sind 
und waren die 94 Erhebungsstellen der 
Landkreise und kreisfreien Städte.

DIE ZENSUS-ERGEBNISSE KÖN-
NEN DEN KOMMUNEN NUTZEN

Für viele Kommunen, Landkreise und 
kreisfreie Städte bedeutete der Zensus 
erst einmal vor allem eins: Aufwand. 
Daten aus den Melderegistern mussten 
geliefert, Erhebungsstellen eingerich-
tet, Erhebungsbeauftragte geschult und 
betreut sowie Anfragen von Bürgerin-
nen und Bürgern beantwortet werden - 
um nur einige Aufgaben zu nennen.

Doch diese Arbeit lohnt sich. Denn 
die Erkenntnisse, die durch den Zensus 
gewonnen werden, können die Städ-
te und Gemeinden für ihre Planungen 
nutzen. Neben den amtlichen Einwoh-
nerzahlen ermittelt der Zensus auch 
Ergebnisse zur Bevölkerung, wie die 
Altersstruktur oder die Geschlechter-
verteilung, beschreibt die Zusammen-
setzung von Wohnhaushalten und Fa-
milien und liefert, da mit jedem Zensus 
auch eine Gebäude- und Wohnungs-

zählung verbunden ist, Angaben zum 
verfügbaren Wohnraum. Vor dem 
Hintergrund der aktuellen Ereignis-
se kommt vor allem den beim Zensus 
2022 erstmals erhobenen Merkmalen 
Nettokaltmiete und Energieträger der 
Heizung eine besondere Bedeutung zu.

ÖFFENTLICH ZUGÄNGLICHE  
ERGEBNISSE

Die Ergebnisse für jede Kommune  
werden öffentlich über die zentrale 
Zensusdatenbank zugänglich sein. Die 
Datenbank enthält aktuell die Ergeb-
nisse des Zensus 2011 und wird dann 
um die Ergebnisse des Zensus 2022 er-
gänzt. Zu erreichen ist die Datenbank 
über die Webseite des Zensus unter 
www.zensus2022.de. Bis zur Veröf-
fentlichung der Ergebnisse des Zensus 

2022 werden sowohl die Webseite als 
auch die Datenbank noch einige Neue-
rungen erfahren. Zukünftig werden Sie 
nicht nur die Möglichkeit haben, Ta-
bellen abzurufen, sondern können sich 
Ergebnisse grafisch darstellen lassen 
oder ausgewählte Ergebnisse über ei-
nen Atlas vergleichen. Wir planen, Ih-
nen im Laufe des Jahres 2023 im Rah-
men von Gemeindeanschreiben und 
Informationsveranstaltungen alle Wege 
vorzustellen, wie Sie Ihre Zensus-Er-
gebnisse abrufen und nutzen können.

Zusätzlich wird das Bayerische Lan-
desamt für Statistik speziell Auswer-
tungen für Bayern vornehmen. Wenn 
Sie bereits jetzt Anregungen für Aus-
wertungen zu besonderen regionalen 
Einheiten wie Metropolregionen, Ver-
waltungsgemeinschaften oder Urlaubs-
gebieten haben oder einen konkre-

KLEIN, ABER FEIN
KLEINRÄUMIGE ERGEBNISSE DES ZENSUS 2022: EIN KOSTENFREIES ANGEBOT DES BAYERISCHEN  
LANDESAMTS FÜR STATISTIK ZUR UNTERSTÜTZUNG DER KOMMUNEN BEI IHREN PLANUNGSAUFGABEN 

Text  Nina Schwenzl, Bayerisches Landesamt für Statistik 

ten Bedarf sehen, kommen Sie auf uns 
zu. Senden Sie einfach eine E-Mail an 
kommunen@statistik.bayern.de.

KLEINRÄUMIGE ERGEBNISSE 
AUS DEM ZENSUS

Für viele kommunale Fragestellungen 
werden Daten benötigt, die nicht nur 
für die Gemeinde insgesamt vorlie-
gen, sondern die den Informationsbe-
darf auch unterhalb der Gemeindeebe-
ne abdecken – z. B. differenziert nach 
Gemeindeteilen, Planungsräumen oder 
Sanierungsgebieten. Die Ergebnisse 
des Zensus 2022 ermöglichen eine sol-
che kleinräumige Unterteilung.

Bereits in der April-Ausgabe hatten 
wir erstmals über die Möglichkeit in-
formiert, kleinräumige Ergebnisse aus 
dem Zensus 2022 zu erhalten. In die-
sem Beitrag gehen wir tiefer ins Detail, 
um Ihnen einen Eindruck zu vermitteln, 
was kleinräumige Ergebnisse überhaupt 
sind und welchen Nutzen Sie daraus 
für Ihre Kommune ziehen können.

WARUM KLEINRÄUMIGE  
ERGEBNISSE MÖGLICH SIND

Dass überhaupt Ergebnisse für Ge-
biete vorliegen, die noch kleiner sind 
als eine Gemeinde insgesamt, liegt 
an der Methode des Zensus. Die zen-
trale Einheit des Zensus ist die An-
schrift. Über die Anschrift werden die 
Ergebnisse aus den verschiedenen Er-
hebungsteilen miteinander verknüpft, 

so dass schließlich jeder Anschrift ein 
Gebäude mit einer Anzahl an Woh-
nungen zugeordnet ist, in denen 
Haushalte und Familien leben. Denen 
wiederum gehören einzelne Personen 
an. So kann beispielsweise eine Aussa-
ge darüber getroffen werden, wie vie-
le Zimmer einer vierköpfigen Familie 
im Durchschnitt zur Verfügung stehen 
oder wie viele Menschen in Altbau-
ten wohnen. Und, für die kleinräumi-
gen Auswertungen besonders wichtig: 
Jede Anschrift befindet sich an einem 
klar definierten Ort. Das mag selbst-
verständlich klingen, hat aber den ent-
scheidenden Vorteil, dass jede An-
schrift nicht nur einer Kommune und, 
wo vorhanden, einem Ortsteil zu-
geordnet werden kann, sondern ihre 
Lage über Geokoordinaten beschrie-
ben ist. Diese Koordinaten erlauben 
beispielsweise eine kleinräumige Dar-
stellung der Zensus-Ergebnisse in 
Gitterzellen von 100 mal 100 Metern 
und damit die Beantwortung von Fra-
gen wie der durchschnittlichen Ent-
fernung der Bevölkerung zur nächst-
gelegenen Bahnstation.

Nach § 31 Zensusgesetz 2022 müssen 
alle Angaben zu Anschriften, inklu-
sive der Geokoordinaten, spätestens 
vier Jahre nach dem Zensusstichtag ge-
löscht werden. Danach sind die Git-
terzellen das kleinste Format, welches 
die Amtliche Statistik anbieten kann. 
Daher ist es langfristig gesehen sinn-
voll, für Sie interessante Ergebnisse in 
kleinräumige Gebietsaufteilungen zu 
überführen. Übermittelte Gebietsglie-
derungen bis zur Seite von einzelnen 

Häuserblocks bleiben ebenfalls gespei-
chert und dürfen auch nach der Lösch-
frist weiter für die regionale Zuord-
nung von Ergebnissen genutzt werden.

WIE SIE KLEINRÄUMIGE  
AUSWERTUNGEN  
ERHALTEN KÖNNEN

Um kleinräumige Auswertungen der 
Zensus-Ergebnisse unterhalb der Ge-
meindeebene zu erhalten, gibt es zwei 
Möglichkeiten. Beide Möglichkeiten 
sind für Sie kostenfrei.

Möglichkeit 1: Je nach Qualität der  
zugrundeliegenden Verwaltungsregis-
ter, sind für viele Anschriften in unse-
rem Datenbestand die administrati-
ven Gemeindeteile bereits hinterlegt 
und können daher für Auswertun-
gen genutzt werden. Das bedeutet, Sie 
haben die Möglichkeit, Auswertun-
gen für Ihre Gemeindeteile einfach bei 
uns anzufragen. Wir prüfen dann, ob 
alle relevanten Anschriften in unserem 
Datenbestand den richtigen Gemein-
deteilen zugeordnet sind. 

Ist die Qualität der Zuordnung ausrei-
chend, können wir für Sie Auswertun-
gen für die einzelnen Gemeindetei-
le erstellen.

Möglichkeit 2: Manchmal sind über die 
zugrundeliegenden Verwaltungs register 
nicht alle Anschriften einem Gemein-
deteil zugeordnet, sondern nur der Ge-
meinde insgesamt. Dies ist überwie-
gend in Städten der Fall, in denen die 
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se Merkmale nur für Gemeinden mit 
mehr als 10.000 Einwohnern oder für 
Landkreise ausgewertet werden. Da-
her sind Ergebnisse zu Bildung und 
Erwerbstätigkeit kein Bestandteil der 
kleinräumigen Auswertungen.

Sollten Sie mehr Informationen benö-
tigen, die Sie weder über die öffentlich 
zugängliche Datenbank noch über das 
standardisierte kleinräumige Auswer-
tungsprogramm beziehen können, ha-
ben Sie die Möglichkeit, eine Sonder-
auswertung bei uns anzufordern. Für 
Sonderauswertungen fallen Kosten in 
Höhe der Arbeitszeit für die Erstellung 
der Auswertung an. Auch hier gilt im-
mer: Fragen kostet nichts.

KONTAKT UND WEITERE  
INFORMATIONEN

Wenn Sie Interesse an oder Fra-
gen zu den kleinräumigen Ergeb-
nissen aus dem Zensus 2022 ha-
ben, dann schreiben Sie uns eine 
E-Mail an kommunen@statistik.
bayern.de. Bitte benennen Sie da-
bei eine Ansprech person inklusive 
Kontakt daten, der wir weitere Infor-
mationen zukommen lassen sollen.

Allgemeines zum Zensus finden  
Sie unter www.zensus2022.de. 

Wir möchten Sie auch auf ein Sonder-
heft zum Zensus hinweisen, welches im 
Frühjahr vom Bayerischen Landesamt 
für Statistik herausgegeben wurde. Dort 
finden Sie alle Informationen rund um 

den Zensus 2022 in Bayern. Das Son-
derheft können Sie als .pdf auf unse-
rer Webseite unter www.statistik.bayern.
de/statistik/zensus/ oder über den bei-
stehenden QR-Code herunterladen.

ÜBERSICHT ÜBER DIE FÜR 
„STANDARDISIERTE KLEIN-
RÄUMIGE AUSWERTUNGEN“  
VERFÜGBAREN MERKMALE

Gebäudemerkmale
•  Art des Gebäudes (z. B. Wohn-

heim, Wohngebäude)
•  Baujahr-Gruppen
•  Eigentumsform des Gebäudes
•  Energieträger 
•  Gebäudetyp (Bauweise) 

(z. B. Einfamilienhaus)
•  Heizungstyp 
•  Zahl der Wohnungen 

Wohnungsmerkmale
•  Art der Wohnungsnutzung  

(z.B. Ferienwohnung, vermietet)
•  Art des Gebäudes 
•  Baujahr-Gruppen 
•  Eigentumsform der Wohnung
•  Gebäudetyp (Größe) 
•  Leerstandsdauer
•  Leerstandsgrund
•  Nettokaltmiete
•  Wohnfläche 
•  Zahl der Räume

Personenmerkmale
•  Altersgruppen
•  Familienstand 
•  Geschlecht
•  Religionszugehörigkeit 

(ev. / kath. / sonstige)
•  Staatsangehörigkeit 

(deutsch / nicht deutsch)
•  Stellung im Haushalt
•  Stellung in der Kernfamilie 

(z.B. Bezugsperson in einer 
Ehe, Alleinerziehend, Kind)

Haushaltsmerkmale
•  Haushaltsgröße
•  Seniorenstatus des privaten 

Haushalts 
•  Typ des Haushalts (z.B. Paar 

mit Kind(ern), Singlehaushalt)

Familienmerkmale:
•  Familiengröße
•  Typ der Kernfamilie

Gemeindeteile aufgrund der räumli-
chen Nähe eher eine nachgeordnete 
Rolle spielen. 

Vielleicht hat Ihre Gemeinde auch 
überhaupt keine Gemeindeteile, oder 
Sie interessieren sich von vornherein 
für Gebiete, die nicht Ihren Gemein-
deteilen entsprechen – beispielswei-
se das Einzugsgebiet eines Kindergar-
tens, der an einem Förderprogramm 
teilnehmen soll. In diesen Fällen müs-
sen die Gebiete, für die Auswertungen 
erstellt werden sollen, entsprechend 
gesondert definiert werden. Dies ge-
schieht über die Anschriften. Für jedes 
Gebiet von Interesse muss von Ihnen 
eine Liste der Anschriften erstellt wer-
den, die sich im jeweiligen Gebiet be-
finden. Eine genaue Erläuterung, wie 
diese Anschriftenliste aussehen muss, 
erhalten Sie von uns.

Wenn Sie eine solche Anschriftenliste 
erstellen, ist es außerdem möglich,  
die selbst gewählten Gebiete noch  
weiter zu unterteilen. Beispielswei-
se könnten Sie so nicht nur ein Sanie-
rungsgebiet betrachten, sondern dieses 
noch einmal in ein Sanierungsgebiet 
Nord und ein Sanierungsgebiet Süd 
unterteilen. Auf diese Weise bekämen 
Sie eine Auswertung sowohl für das 
Sanierungsgebiet insgesamt als auch 
jeweils für Nord und Süd. Kleinräumi-
ge Auswertungen können zudem für 
einzelne Häuserblöcke oder sogar  
Seiten von Häuserblöcken erstellt  
werden, wenn diese über die Anschrif-
tenliste definiert werden.

GRENZEN DER KLEINRÄUMIGEN 
AUSWERTUNGEN

Natürlich stoßen auch die Möglich-
keiten der kleinräumigen Auswertung 
von Zensus-Ergebnissen irgendwann 
an ihre Grenzen, die wir Ihnen kurz 
erläutern.

Aktualität: Die Ergebnisse des  
Zensus 2022 beziehen sich auf die  
Situation zum Stichtag 15. Mai 2022 
und sollen nach bisherigem Zeitplan 
Ende 2023 veröffentlicht werden. Die 
kleinräumigen Auswertungen werden 
im Anschluss an die Veröffentlichung, 
also Ende 2023, Anfang 2024 erstellt. 
Daher weisen die Ergebnisse einen 
zeitlichen Verzug auf.

Geheimhaltung: Um das Grundrecht 
aller Bürgerinnen und Bürger auf in-
formationelle Selbstbestimmung zu 
schützen und den Vorgaben des Bun-
desstatistikgesetzes zu entsprechen, 
dürfen aus den Veröffentlichungen des 
Zensus keinerlei Rückschlüsse auf Ein-
zelfälle möglich sein. Dies wird durch 
den Einsatz eines sogenannten Ge-
heimhaltungsverfahrens gewährleis-
tet. Durch das beim Zensus 2022 ein-
gesetzte Cell-Key-Verfahren werden 
einige Fallzahlen in den Tabellen ge-
genüber ihren Originalwerten leicht 
verändert ausgewiesen.

Besonders bei sehr kleinen Fallzah-
len kann diese Veränderung stärker ins 
Gewicht fallen, so dass die Ergebnisse 
schwerer interpretierbar sind oder, bei 
zu großen Abweichungen, sogar ganz 

gesperrt werden müssen. Diesem  
Umstand wird dadurch Rechnung  
getragen, dass die vorgesehenen Aus-
wertungen für beispielsweise Häu-
serblöcke viel gröber sind als für Ge-
meindeteile. In Einzelfällen kann es 
dennoch vorkommen, dass Tabellen 
nicht verwendbar sind.

Inhalte: Die kleinräumigen Auswer-
tungen, die wir Ihnen kostenfrei an-
bieten können, sind sehr umfassend, 
aber noch nicht auf Ihre individu-
ellen Fragestellungen zugeschnitten. 
Über das sogenannte „standardisier-
te kleinräumige Auswertungspro-
gramm“ erhalten Sie für die von Ihnen 
gewünschten Gebiete eine festgelegte 
Auswahl von Tabellen. Die Inhalte die-
ses Standardprodukts sind nicht ver-
änderbar. Genauere Informationen zu 
den Inhalten finden Sie weiter unten 
in diesem Beitrag.

Der Zensus 2022 wird in Deutschland 
als registergestützter Zensus durchge-
führt. Das bedeutet, dass insbesonde-
re die Daten der Melderegister genutzt 
werden, um Angaben zur Bevölkerung 
zu erheben. 

Die Informationen aus den Meldere-
gistern werden durch persönliche Be-
fragungen ergänzt, mit denen Angaben 
erhoben werden, die nicht in Registern 
vorliegen, z. B. zur Bildung und zur 
Erwerbstätigkeit. Diese zusätzlichen 
Merkmale werden mit einer Stichprobe 
erhoben und später auf die Gesamtbe-
völkerung hochgerechnet. Um belast-
bare Ergebnisse zu liefern, können die-
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SIE SIND BÜRGERMEISTER DER 
STADT ABENSBERG. WIE HAT 
SICH DER IMMOBILIENMARKT 
IN DEN VERGANGENEN JAHREN 
ENTWICKELT?

Die Situation ist extrem angespannt. 
Wir befinden uns im Dreieck Landshut, 
Ingolstadt, Regensburg, diese Städte 
sind aber nur noch begrenzt wachs-
tumsfähig. Wenn dort die Preise ex-
ponentiell in die Höhe schießen, spüren 
wir in Abensberg den Zuzugsdruck. Bei 
uns ist Grund und Boden noch ver-
gleichsweise günstig, obwohl die Preise 
auch hier massiv gestiegen sind.

WIE STARK?

2016 lagen die Grundstückspreise in-
klusive Erschließungskosten noch bei 
130 Euro pro Quadratmeter, jetzt sind 
wir bei 480 Euro. Bei Eigentumswoh-

nungen sind die Preise von 2.800 pro 
Quadratmeter auf jetzt 5.200 Euro ge-
stiegen. Das ist ein sehr ungesundes 
Wachstum, und das macht mir Sorgen.

WIE KÖNNEN SIE ALS GEMEIN-
DE GEGENSTEUERN?

Wir befinden uns in einem Konflikt  
mit Natur-, Umwelt- und Landschafts-
schutz. Die Vorgaben für weniger  
Bodenverbrauch machen es uns  
nicht leichter, neue Baugebiete auszu-
weisen. Also bleibt uns noch die  
Nachverdichtung.

DAS DÜRFTE ABER NICHT  
JEDEM GEFALLEN.

In Abensberg gibt es 1.000 Quadrat-
meter große Grundstücke auf denen 
steht ein 160 Quadratmeter großes Ge-
bäude. Möchte der Grundstückseigen-
tümer auf dem Grundstück ein zweites 
Gebäude errichten, sind die Nachbarn 
nicht begeistert. Das führt oft zu sper-
rigen Verhandlungen, und auch die 
Landratsämter stehen uns da nicht im-
mer gerade hilfreich zur Seite.

WARUM?

Im Außenbereich einer Gemeinde be-
steht grundsätzlich Bauverbot. Jetzt 
kann es aber folgenden Fall geben: 
Wenn vier Grundstücke mit je 1.000 
Quadratmetern und jeweils einem Ge-
bäude im Innenbereich einer Kommune 

nebeneinander liegen, kann die Grün-
fläche insgesamt bei 3.000 Quadrat-
metern liegen. Manche Landratsämter 
neigen dann dazu, diese Grünfläche als 
„unbeplanten Außenbereich im Innen-
bereich“ zu deklarieren.

DAS HEISST?

Das heißt, dass in diesem Bereich 
grundsätzlich Bauverbot herrscht – 
obwohl wir uns wohlgemerkt im  
Innenbereich einer Kommune befin-
den! Die Folge ist, dass wir dann  
als Gemeinde einen Bebauungsplan 
aufstellen müssen, um überhaupt  
Baurecht zu schaffen.

DIE LANDRATSÄMTER  
BLOCKIEREN ALSO DIE  
NACHVERDICHTUNG?

Zumindest führt ein solches Vorge-
hen zu einem erheblichen Zeitverzug 
und zusätzlichen Kosten. Wenn in dem 
Beispiel einer der vier Grundstücksei-
gentümer bauen will, muss er alle drei 
Nachbarn überzeugen, ein Bauleitplan-
verfahren über sich ergehen zu lassen. 
Wenn einer der drei das nicht möch-
te, wird es schwer das Verfahren schnell 
und rechtssicher durchzuführen.

ALSO BLEIBT NUR DIE AUSWEI-
SUNG NEUER BAUGEBIETE?

Hier haben wir eine Kollisionslage mit 
der Landwirtschaft, den Grundeigen-
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tümern und dem Flächensparen. Sind, 
wie in der Regel Landwirte die Flä-
cheneigentümer, geben sie die Flächen 
meist nur gegen Ausgleichsflächen 
her. Das ist verständlich, die Landwir-
te brauchen auch jeden Quadratmeter. 
Wir sind ja froh, dass wir eine Land-
wirtschaft haben, die gut funktioniert. 
Ein Beispiel: Ich habe in Abensberg ge-
rade ein Baugebiet in der Entwicklung, 
da hatten wir eine Vorlaufzeit von fast 
zehn Jahren. Erst dann sind wir an die 
Grundstücke gekommen.

KÖNNTE DER FREISTAAT DEN 
GEMEINDEN MEHR HAND-
LUNGSSPIELRAUM GEBEN?

Ja. Wir brauchen dringend eine Mobil-
machung von Innenbereichsgrundstü-
cken, die zu Spekulationszwecken  
gehalten werden.

WAS MEINEN SIE DAMIT?

In fast jeder Kommune gibt es zwischen 
den Häusern freie Parzellen, die sofort 
bebaut werden könnten. Wir machen 
jetzt die Erfahrung, dass diese Grund-
stücke gehalten werden, weil die Eigen-
tümer auf noch höhere Preise hoffen.

WIE LIESSE SICH DAS 
VERHINDERN?

Der Freistaat Bayern müsste die 
Grundsteuer C wieder einführen. Dann 
würde sich jeder Grundstückseigentü-

mer überlegen, ob es nicht besser wäre, 
das Grundstück zu verkaufen, anstatt 
Jahr für Jahr eine Steuer auf den unbe-
bauten Grund zu zahlen. Aufgrund ei-
ner Bundestagsinitiative ist die Einfüh-
rung dieser Steuer auch möglich, die 
Bundesländer können aber entscheiden, 
ob sie das wollen oder nicht.

UND BAYERN SPERRT SICH?

Ja, auf Druck von Herrn Aiwanger, der 
hier Lobbyarbeit für die Landwirtschaft 
und die Eigentümerinteressensgemein-
schaften betrieben hat. Sein Argument 
ist, dass es hier im eine Bevorratung von 
Grundstücken für Kinder und Enkel-
kindern geht. 

Für meine Heimatstadt kann ich aber 
sagen: Wir haben ein Innenbereichs-
grundstück mit 1,2 Hektar für nur einen 
einzigen Nachkommen. Niemand kann 
mir weismachen, dass dieser Nachkom-
me diese riesige Fläche für sein Einfa-
milienhaus braucht.

ABER SIND DAS NICHT ALLES 
EINZELFÄLLE? IST DAS NACH-
VERDICHTUNGSPOTENZIAL 
WIRKLICH SO GROSS?

Das Potenzial ist riesig. Wir haben in 
Abensberg 15.000 Einwohner und 430 
erschlossene Grundstücke. Dort könn-
ten morgen die Bagger rollen.

LIEGEN SIE MIT DIESEN ZAHLEN 
IM DURCHSCHNITT?

Ja. Wir könnten in Bayern innerhalb 
kürzester Zeit zehntausende Gebäu-
de errichten, wenn sich die Regulari-
en ändern. Die Grundsteuer C ist nur 
eine von vielen Möglichkeiten, wie der 
Gesetzgeber mehr Wohnraum schaf-
fen könnte.

SIND MANCHMAL NICHT AUCH 
DIE GEMEINDEN SELBST, EIN 
HINDERNIS? STATT NUR AUF 
EINFAMILIENHÄUSER ZU SET-
ZEN, KÖNNTEN KOMMUNEN 
BEI DER BAUWEISE FLEXIBLER 
WERDEN.

Das ist richtig, dazu fordern wir auch 
auf. Wir müssen weg von der typi 
schen Einfamilienhausstruktur und  
hin zu kleineren Grundstücken. Wir 
entwickeln in Abensberg gerade selbst 
ein Baugebiet für modulare Tiny- 
Häuser, modulares und serielles Bauen.

TINY-HÄUSER IN ABENSBERG?

Nicht diese kleinen Minihäuser auf 
Wohnwägen. Was wir meinen, sind ver-
gleichsweise kleine Häuser, die sich Fa-
milien mit niedrigem Einkommen leis-
ten können. Wir führen sie nur unter 
dem Überbegriff Tiny-Häuser.

„WIR BRAUCHEN EINE MOBILMACHUNG  
VON INNENBEREICHSGRUNDSTÜCKEN“
INTERVIEW DES MÜNCHNER MERKURS MIT DR. UWE BRANDL, PRÄSIDENT DES BAYERISCHEN  
GEMEINDETAGS UND DES DEUTSCHEN STÄDTE- UND GEMEINDEBUNDS VOM 28.12.2022

FACHBEITRÄGE FACHBEITRÄGE

DR. UWE BRANDL
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UND WAS AN DIESER BAUWEISE 
IST MODULAR?

Eine Familie kann in diesem Baugebiet 
erst einmal klein bauen, und wenn Sie 
mehr Platz benötigt, kann sie einfach 
weitere Module anbauen. Die Gemein-
den müssen sich hier bewegen und An-
gebote schaffen. Genauso müssen sie 
Themen wie Mehrgenerationenwoh-
nen, Mehrfamilienwohnen viel stärker 
in den Fokus nehmen.

ALS PRÄSIDENT DES BAYERI-
SCHEN GEMEINDETAGES KEN-
NEN SIE DIE VERANTWORT-
LICHEN IN DEN KOMMUNEN. 
HABEN SIE DEN EINDRUCK, 
BÜRGERMEISTER UND GEMEIN-
DERÄTE HABEN DIE ZEICHEN 
DER ZEIT ERKANNT?

Mehr Wohnraum auf weniger Fläche ist 
das Gebot der Stunde. Es gibt Kommu-
nen, die sind da sehr offensiv und mo-
dern unterwegs. Auch die meisten In-
genieurbüros und Architekten bewegen 
sich jetzt in diese Richtung. Aber na-
türlich gibt es auch Gemeinden, wo die 
Botschaft noch nicht angekommen ist.

DIE BUNDESREGIERUNG HÄLT IN-
DES AN IHREM ZIEL FEST, IN ZU-
KUNFT 400.000 NEUE WOHNUN-
GEN PRO JAHR ZU SCHAFFEN. 
HALTEN SIE DAS FÜR MÖGLICH?

Ich bin mit jeder Art von Ankündi-
gungspolitik unzufrieden, egal ob 
Bund oder Freistaat. Wer perma-
nent Hürden aufbaut bei der Schaf-
fung von neuem Wohnraum, der muss 
sich die Frage gefallen lassen, ob die 
400.000 Wohnungen ein ernstgemein-

tes Ziel oder nur eine Placebo-Ankün-
digung sind. Menschen werden über-
haupt nicht in die Lage versetzt, bei 
den aktuell hohen Preisen Wohneigen-
tum zu erwerben. Das werfe ich nicht 
nur der aktuellen Bundesregierung vor, 
der Vorwurf gilt auch für die Vorgän-
gerregierung.

AM 1. JANUAR ÜBERNEHMEN 
SIE IM DEUTSCHEN STÄDTE- 
UND GEMEINDEBUND DAS AMT 
DES PRÄSIDENTEN. WELCHE 
ROLLE WIRD DAS THEMA BAU-
EN UND WOHNEN SPIELEN?

Neben dem Energiethema wird Woh-
nen und Bauen eines der wichtigsten 
werden. Bauen und Kaufen muss für 
die große Mehrheit der Bevölkerung 
auch aus Gründen der Altersvorsorge 
wieder bezahlbar werden.

FACHBEITRÄGE
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 GLÜCKWÜNSCHE 

Der Bayerische Gemeindetag  
gratuliert folgenden Jubilaren:

Ersten Bürgermeister Richard Mittl, 
Markt Mörnsheim, Vorsitzender  
des Kreisverbands Eichstätt,  
zum 60. Geburtstag

Ersten Bürgermeister Karlheinz  
Budnik, Stadt Windischeschenbach, 
Vorsitzender des Kreisverbands  
Neustadt a. d. Waldnaab,  
zum 55. Geburtstag

 VERJÄHRUNG VON  
URLAUBSANSPRÜCHEN 

Nach einer Grundsatzentscheidung 
des Bundesarbeitsgerichts beginnt die 
dreijährige Verjährungsfrist erst am 

Ende des Kalenderjahres, in dem der 
Arbeitgeber den Arbeitnehmer über 
seinen konkreten Urlaubsanspruch und 
die Verfallfristen belehrt und der Ar-
beitnehmer den Urlaub dennoch aus 
freien Stücken nicht genommen hat 
(Az.: 9 AZR 266 / 20). Der gesetzliche 
Anspruch eines Arbeitnehmers auf be-
zahlten Jahresurlaub unterliegt nur un-
ter diesen Voraussetzungen der gesetz-
lichen Verjährung. Die regelmäßige 
Verjährungsfrist von drei Jahren be-
ginnt bei einer richtlinienkonformen 
Auslegung des § 199 Abs. 1 BGB je-
doch nicht zwangsläufig mit Ende des 
Urlaubsjahres, sondern erst mit dem 
Schluss des Jahres, in dem der Arbeit-
geber den Arbeitnehmer über seinen 
konkreten Urlaubsanspruch und die 
Verfallfristen belehrt und der Arbeit-
nehmer den Urlaub dennoch aus freien 
Stücken nicht genommen hat.

Der Beklagte beschäftigte die Klägerin 
vom 1. November 1996 bis zum  
31. Juli 2017 als Steuerfachangestell-
te und Bilanzbuchhalterin. Nach der 
Beendigung des Arbeitsverhältnis-
ses zahlte der Beklagte an die Klä-
gerin zur Abgeltung von 14 Urlaubs-
tagen 3.201,38 Euro brutto. Der 
weitergehenden Forderung der Klä-
gerin, Urlaub im Umfang von 101 Ar-
beitstagen aus den Vorjahren abzu-
gelten, kam der Beklagte nicht nach.

Der Senat hat damit die Vorgaben des 
Gerichtshofs der Europäischen Union 
aufgrund der Vorabentscheidung vom 
22.09.2022 (C-120 / 21) umgesetzt.  
Nach der Rechtsprechung des Ge-

richtshofs tritt der Zweck der Verjäh-
rungsvorschriften, die Gewährleistung 
von Rechtssicherheit, in der vorlie-
genden Fallkonstellation hinter dem 
Ziel von Art. 31 Abs. 2 der Charta der 
Grundrechte der Europäischen Uni-
on zurück, die Gesundheit des Arbeit-
nehmers durch die Möglichkeit der 
Inanspruchnahme zu schützen. Die 
Gewährleistung der Rechtssicherheit 
dürfe nicht als Vorwand dienen, um 
zuzulassen, dass sich der Arbeitge-
ber auf sein eigenes Versäumnis beru-
fe, den Arbeitnehmer in die Lage zu 
versetzen, seinen Anspruch auf bezahl-
ten Jahresurlaub tatsächlich auszuüben. 
Der Arbeitgeber könne die Rechtssi-
cherheit gewährleisten, indem er sei-
ne Obliegenheiten gegenüber dem Ar-
beitnehmer nachhole.

ANMERKUNG DES DSTGB

Die Konsequenzen der höchstrichter-
lichen Entscheidung für die Arbeit-
geber einschließlich der kommunalen 
Arbeitgeber ist nicht abschließend ein-
schätzbar. Dies gilt sowohl für die Ein-
schätzung, ob aufgrund des Urteils mit 
einer Klagewelle zu rechnen ist als auch 
für die entscheidendere Frage, wie lan-
ge mit Blick auf die Urlaubsansprü-
che zurückgeblickt werden muss. Das 
Bundesarbeitsgericht hat hierzu keine 
Aussage getroffen. Klar ist, dass die Ar-
beitgeber sich nicht mehr automatisch 
auf die Verjährungsfrist von drei Jah-
ren verlassen können. Vielmehr muss 
der Arbeitgeber nunmehr den Arbeit-
nehmer ausdrücklich darauf hinweisen, Fo

to
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dass der Urlaub bis Jahresende oder bis 
spätestens des Folgejahres in vollem 
Umfang zu nehmen ist. Fehlt es an die-
ser ausdrücklichen Aufforderung, kann 
der Resturlaub auch später genommen 
werden. Die Beweislast für die Auffor-
derung trägt der Arbeitgeber, er muss 
im Zweifel also nachweisen, dass er 
den Arbeitnehmer entsprechend infor-
miert hat. Dies sollte schriftlich nie-
dergelegt werden. 

Quelle: DStGB Aktuell 5122

 KOSTENLOSE KOMMUNAL- 
UND FÖRDERBERATUNG FÜR 
INVESTITIONSVORHABEN

Im Rahmen des Deutschen Aufbau- 
und Resilienzplans (DARP) berät die 

„PD – Berater der öffentlichen Hand 
GmbH“ (PD) Kommunen kostenfrei 
im Auftrag des Bundesministeriums 
der Finanzen (BMF) bei der Beantra-
gung von investiven Mitteln aus geeig-
neten Förderprogrammen.

Insbesondere in kleinen und mittleren 
Kommunen, die dringend Fördermittel 
benötigen, fehlen oft Personal, finan-
zielle Ressourcen oder das Know-how, 

um sich komplizierten Antragsverfah-
ren in einer komplexen Förderland-
schaft zu stellen. Das Team Kommunal-
beratung der PD unterstützt im Auftrag 
des BMF öffentliche Fördermittelneh-
mer bei der Wahl des passenden Pro-
gramms und der Antragstellung. 

Die Beratung ist kostenlos, erstreckt 
sich in der Regel über einen Zeitraum 
von vier Monaten und besteht aus  
drei Workshops. 

Im Rahmen des DARP unterstützt die 
PD bundesweit öffentliche Zuwen-
dungsempfänger in folgenden kom-
munalen Handlungsfeldern:

•  Digitalisierung
•  Verwaltungsmodernisierung
•  Umwelt und Nachhaltigkeit
•  Mobilität 
•  Bildung
•  Gesundheit 
•  Stadt-/ Gebietsentwicklung
•  Bau und Infrastruktur

ANMERKUNG DES DSTGB

Auch wenn nicht zu allen angebotenen 
Themenbereichen aktuelle Förderaufru-
fe bestehen, kann die Beratungsleistung 
die Kommunen unterstützen. So geht 
es auch darum, Konzepte und Planun-
gen für Investitionsvorhaben vorzube-
reiten. Sofern passende Förderangebo-
te dann zur Verfügung stehen, können 
die Kommunen entsprechend reagie-
ren. Das Beratungsangebot ist be-
grenzt, so dass sich interessierte Kom-

munen kurzfristig anmelden sollten.
Weitere Information und Kontakt  
unter: www.pd-g.de

Quelle: DStGB Aktuell 5122

 BÜNDNIS FÜR FRÜH- 
KINDLICHE BILDUNG IN  
BAYERN UNTERZEICHNET 

GEMEINSAME ERKLÄRUNG  
ZUR AKTUELLEN LAGE IN DER 
KINDERTAGESBETREUUNG

„Wir wollen allen Kindern in Bayern 
bestmögliche Bildungs- und Entwick-
lungschancen eröffnen. Unsere Kin-
dertageseinrichtungen und die Kin-
dertagespflege leisten hierfür einen 
unverzichtbaren Beitrag, denn sie bie-
ten ein qualitativ hochwertiges Ange-
bot für die Bildung, Betreuung und  
Erziehung unserer Kinder an.  

In enger Bildungs- und Erziehungs-
partnerschaft mit den Eltern leisten  
die Beschäftigten sowie die Tagespfle-
gepersonen hochwertige Bildungs-, 
Erziehungs- und Betreuungsarbeit. 
Dabei gehen sie fachlich kompetent  
auf die individuellen Bedürfnisse der 

Kinder ein. Diese Tätigkeit ist außeror-
dentlich verantwortungsvoll und  
verdient höchste Wertschätzung.  

Für die Träger der Einrichtungen und 
die für die Kinderbetreuung zustän-
digen Kommunen wird es zunehmend 
schwieriger, die erforderlichen Rah-
menbedingungen für die pädagogische 
Arbeit sicher zu stellen. Der allgemei-
ne Fachkräftebedarf, der Aufgabenzu-
wachs, die Corona-Pandemie, fehlende  
Grundstücke und Räumlichkeiten bei 
gleichzeitig steigendem Bedarf (z. B. 
wegen starker Geburtenjahrgänge,  
Zuzugs und Fluchtbewegungen, stei-
genden Betreuungsbedarfs im Grund-
schulkindbereich aufgrund des künf-
tigen Rechtsanspruchs) bringen das 
System der Kinderbetreuung zuneh-
mend an seine Grenzen. Eine weite-
re Herausforderung für alle Beteiligten 
sind steigende Baupreise und die Si-
cherstellung der Wirtschaftlichkeit der 
Einrichtungen. 

Die Partner im Bündnis für frühkind- 
liche Bildung in Bayern arbeiten seit 
seiner Gründung im Jahr 2019 eng  
zusammen, um mittel- und langfris-
tige Lösungen für die Kinderbetreu-
ung zu erarbeiten, Perspektiven zu ent-
wickeln und die Rahmenbedingungen 
insbesondere der vielschichtigen Arbeit 
in der Kindertagesbetreuung zu ver-
bessern. Die Bündnispartner haben da-
bei die Interessen der Kinder, der Be-
schäftigten, der Eltern, der Träger und 
das öffentliche Interesse nach quali-
tativer frühkindlicher Bildung und ei-
nem ausreichenden Platzangebot fest 

im Blick. All diesen Interessenslagen 
ausgewogen gerecht zu werden, sehen 
sich die Bündnispartner besonders ver-
pflichtet.  

Das Bündnis für frühkindliche Bildung 
in Bayern hat besondere Bedeutung, 
weil Expertisen der Bündnispartner  
gebündelt werden, die unterschiedli-
chen Perspektiven ergebnisoffen ein-
gebracht werden und gleichzeitig der 
fachliche Austausch zielorientiert 
und nachhaltig erfolgt. Die derzeiti-
gen Rahmenbedingungen sind durch 
die Corona-Pandemie angespannt und 
werden durch den Angriffskrieg auf  
die Ukraine noch verschärft. Die Bünd-
nispartner halten weiterhin und  
unverändert an dem gemeinsamen Ziel 
fest, die Kinderbetreuung weiterzuent-
wickeln und die Grundlagen für eine 
qualitativ hochwertige Bildung, Erzie-
hung und Betreuung weiter zu sichern 
und zu verbessern. Dies schließt je-
doch kurzfristig notwendige und zeit-
lich befristete, flexible Modifizierun-
gen der Rahmenbedingungen nicht 
aus. So tragen die Bündnispartner ge-
meinsam dafür Sorge, dass alle Kinder 
ein Betreuungs-, Erziehungs- und Bil-
dungsangebot erhalten.  

Die Bündnispartner sind sich insbe-
sondere einig über folgende Ziele:

•  Kein Kind in Bayern darf verloren ge-
hen. Allen Kindern sind unabhängig 
von ihrer Herkunft, ihres Wohnorts, 
einer bestehenden Beeinträchtigung 
und unabhängig der familiären Bedin-
gungen von Anfang an gleichwertige 

Entwicklungs- und Bildungschancen 
zu ermöglichen.

•  Alle Kinder haben ein Recht auf Teil-
habe, Partizipation, Selbstbestim-
mung und Bildung.

•  Das Engagement und die Leistungen 
der Beschäftigten in der Kindertages-
betreuung können nicht hoch genug 
eingeschätzt werden. Ihnen gilt  
unser aller Dank. Diese Wertschät-
zung muss sich auch darin zeigen, 
dass die Entwicklungsmöglichkeiten 
der Beschäftigten ausgebaut werden, 
dass ihnen ausreichend Zeit für die 
pädagogische Arbeit eingeräumt wird, 
dass die Arbeitsplätze einschließlich 
der Ausbildungsstellen attraktiv ge-
staltet werden und aus sozialer Ver-
antwortung ausreichend unbefriste-
te Vollzeitarbeitsplätze zur Verfügung 
stehen. Auch dem Wunsch der Be-
schäftigten nach fachlicher Begleitung, 
Beratung und Information ist Rech-
nung zu tragen. Die Digitalisierung in 
der Kindertagesbetreuung kann hier-
zu einen entscheidenden qualitativen 
und bei Verwaltungstätigkeiten ent-
lastenden Beitrag leisten.

•  Das Bündnis setzt sich weiter intensiv 
mit dem Spannungsfeld von Fachkräf-
tebedarf, steigendem Betreuungsbe-
darf, Finanzierung und Sicherung der 
Qualität auseinander und bemüht sich 
um tragfähige Lösungen insbesondere 
bei Fragen der Finanzierung und der 
Fachkräftegewinnung und -sicherung.

•  Wertgeschätzt wird mit Blick auf das 
Subsidiaritätsprinzip auch die Vielfalt 
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der Trägerschaften der Kindertages-
einrichtungen, um ihr Engagement  
im System zu erhalten.

•  Die Bündnispartner erkennen das Ge-
samtkonzept für die berufliche Wei-
terbildung des Bayerischen Fa- 
milienministeriums als eine Chance  
an, um sowohl Quereinsteigerin-
nen und Quereinsteiger mit akade-
mischen oder beruflichen Vorerfah-
rungen und Qualifikationen als auch 
Seiteneinsteigerinnen und -einstei-
ger anzusprechen und ihnen eine Per-
spektive für eine berufsbegleiten-
de Fort- und Weiterbildung zu geben. 
Dadurch wird zusätzlich zu schuli-
scher und akademischer Ausbildung 
ein wichtiger Beitrag zur Fachkräf-
tegewinnung geleistet. Die Bünd-
nispartner unterstützen die Um-
setzung des Konzepts in ihren 
Strukturen und Regionen aktiv.

•  Die Bündnispartner bekräftigen die 
Notwendigkeit, die Finanzierungslü-
cke in der gesetzlichen Betriebskosten-
förderung zu analysieren und mögli-
che Lösungswege einer Schließung zu 
erarbeiten, um flächendeckend Chan-
cengerechtigkeit herzustellen.

Die Bündnispartner stellen sich den 
Herausforderungen der aktuellen Lage 
und setzen sich gemeinsam weiter für 
Verbesserungen ein – für die Kinder, 
die Beschäftigten, die Träger und die 
Eltern in Bayern. Auch wenn die Mit-
glieder des Bündnisses unterschied-
liche Erwartungshaltungen haben, 
so eint sie die Bereitschaft, im Rah-

men ihrer Verantwortung einen eige-
nen Beitrag für die angestrebten Ver-
besserungen leisten zu wollen. Die 
Bündnispartner rufen alle im Bereich 
der Kinderbetreuung verantwortli-
chen Entscheidungsträger auf, entspre-
chend zu handeln und Einzelinteressen 
im Dienste des Ganzen nicht einseitig 
zu betonen. Gemeinsam und im Dialog 
wollen wir die Probleme lösen für den 
wertvollsten Schatz, den der Freistaat 
Bayern hat, seine Kinder und Familien.“

 

 EMPFEHLUNGEN FÜR DEN 
DIGITALEN UMBAU DER SCHU-
LEN IN DEN KOMMUNEN 

Der digitale Umbau der Schulen in 
Deutschland schreitet voran – jedoch 
nicht überall gleich. Häufig gibt es 
Hindernisse, die den zügigen Ausbau 
der Schul-IT bremsen. Welche das sind, 
hat die PD – Berater der öffentlichen 
Hand im Rahmen einer vom Bundes-
ministerium der Finanzen (BMF) be-
auftragten Studie identifiziert und in  
der Folge acht Empfehlungen für den 
erfolgreichen digitalen Umbau der 
Schulen formuliert. Helfen könnten 
technische Standards für die Schul-IT, 
die gemeinsam von Ländern und  

Kommunen entwickelt werden und  
Planungssicherheit böten. Ebenso 
wichtig sei, dass die Schulträger für  
die neue Regelaufgabe der Steuerung, 
des Betriebs und Supports der Schul-
IT mit der notwendigen, dauerhaften  
Finanzierung ausgestattet seien.

Förderprogramme wie der „Digital-
Pakt Schule“ setzen in Bezug auf den 
Ausbau der schulischen IT-Infrastruk-
tur und -Ausstattung wichtige Verän-
derungen in Gang. Sie können helfen, 
einen Transformationsprozess zu be-
schleunigen, schaffen aber keine Pla-
nungssicherheit für die Schulträger. 
Um wiederkehrende Investitionskos-
ten und den Betrieb und Support der 
schulischen IT professionell und wirt-
schaftlich zu ermöglichen, braucht es 
jedoch dauerhafte Lösungen.

Das PD-Kommunalberatungsteam hat 
im Rahmen seiner Perspektiven-Studie 

„Bereit für die Zukunft? – Kommunen 
für den digitalen Umbau der Schulen 
stärken“ mit zahlreichen institutionel-
len Vertreterinnen und Vertretern und 
weiteren Expertinnen und Experten ge-
sprochen sowie quantitativ mehrere 
hundert Personen befragt.

Die Ergebnisse zeigen, dass der Aus-
bau der schulischen IT-Infrastruktur 
und -Ausstattung stark voranschreitet.  
Besonders der Aufbau der Organi-
sation für den Regelbetrieb und den 
Support der schulischen IT stellt vie-
le Kommunen vor strukturelle Heraus-
forderungen. Auf der Ebene der Steu-
erung und Planung von schulischer IT 

sind dies etwa mangelnde personel-
le, finanzielle und zeitliche Ressourcen. 
Von den 536 befragten Schulträgern  
gaben 40 Prozent an, über noch keine 
kommunale Schul-IT-Planung bezie-
hungsweise keine kommunale Medien-
entwicklungsplanung zu verfügen.

Die Studie wurde auch mit den kom-
munalen Spitzenverbänden abge-
stimmt und steht zum kostenfreien 
Download bereit unter www.pd-g.de. 

Quelle: DStGB Aktuell 4922

 

 TAG DER STÄDTEBAU- 
FÖRDERUNG 2023 

Auch dieses Jahr findet der Tag der 
Städtebauförderung als Gemein-
schaftsinitiative von Bund, Ländern, 
dem Deutschen Städte- und Gemein-
debund sowie dem Deutschen Städte-
tag statt. Der Aktionstag wird am  
13. Mai 2023 bundesweit durchgeführt.

Im letzten Jahr zeigten 565 Städte und 
Gemeinden mit vielen Veranstaltun-
gen und digitalen Formaten, was die 
Städtebauförderung für die kommu-
nale Entwicklung bewirkt. Wie sie das 

Antlitz unserer Städte und Gemein-
den verändert und das Zusammenle-
ben in stabilen Nachbarschaften stärkt. 
Städtebauförderung heißt Mitwirkung. 
Zahlreiche Aktionen luden die Men-
schen dazu ein, ihre Ideen für die Ge-
staltung des Lebensumfeldes einzu-
bringen. Auch für das Jahr 2023 kann 
mit zahlreichen Veranstaltungen, wie 
Stadtspaziergängen, Baustellenbege-
hungen, Workshops, Stadtrallyes, Tage 
der offenen Tür oder Ausstellungen am 
Tag der Städtebauförderung gerech-
net werden. Auch digitale Formate sind 
wieder möglich. 

Als gemeinschaftliche Aufgabe von 
Bund, Ländern und Kommunen ist die 
Städtebauförderung eines der wichtigs-
ten Instrumente der Stadtentwicklung. 
Seit 1971 unterstützt sie Städte und Ge-
meinden darin, nachhaltige Lösungen 
für die Zukunft zu entwickeln und um-
zusetzen. Eine Vielzahl von großen He-
rausforderungen und Krisen wirkt sich 
derzeit auf den sozialen Zusammenhalt 
in den Städten und Gemeinden aus. 
Die Städtebauförderung unterstützt 
vor Ort die städtebauliche Entwicklung 
und das Zusammenleben und stärkt das 
gemeinsame Engagement und die Kre-
ativität in der Nachbarschaft.

Die Aktionen am Tag der Städtebau- 
förderung sind als investitionsvorbe- 
reitende bzw. -begleitende Maßnah- 
men fester Bestandteil der geförderten 
Gesamtmaßnahme und damit grund-
sätzlich förderfähig. Hierbei gelten  
die unterschiedlichen Richtlinien der 
Länder. Es wird empfohlen, die För- 

derfähigkeit Ihres Vorhabens für den 
Tag der Städtebauförderung im Vor- 
feld mit den jeweiligen Ansprechper- 
sonen abzu stimmen.Die Anmelde-
modalitäten, diesbezügliche Tipps zur 
Vorbereitung und Durchführung des 
Tages der Städtebauförderung 2023  
sowie Materialien für die Öffent-
lichkeitsarbeit sind zu finden unter: 
www.tag-der-staedtebaufoerderung.de

 WETTBEWERB FÜR  
KOMMUNEN: PROJEKTE FÜR 
AKTIVE MOBILITÄT IN LÄND- 
LICHEN RÄUMEN GESUCHT 

Das Bundesministerium für Wohnen,  
Stadtentwicklung und Bauwesen 
(BMWSB) und das Bundesinstitut 
für Bau-, Stadt- und Raumforschung 
(BBSR) haben am 13. Dezember 2022 
den Wettbewerb „Gemeinsam aktiv. 
Mobil in ländlichen Räumen“ gestar-
tet. Sie suchen Projekte, mit denen Ge-
meinden und Landkreise in ländlichen 
Gegenden das Radfahren und Zufußge-
hen attraktiver machen. Die 20 Gewin-
nerprojekte erhalten jeweils 5.000 Euro.

Der Wettbewerb findet unter dem Dach 
des Programms Region gestalten statt. 

SERVICE SERVICE
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Das BMWSB unterstützt damit Vor-
haben mit spezieller Ausrichtung auf 
ländliche Räume. Ziel ist es, deutsch-
landweit gleichwertige Lebensverhält-
nisse zu fördern. Das BBSR bereitet die 
neuen Handlungsansätze für die Praxis 
auf und leitet daraus übertragbare Er-
kenntnisse für ländliche Räume ab.

Kommunen können sich mit ihren  
bereits umgesetzten Projekten bis zum  
1. März 2023 beim BBSR bewerben.

Das BMWSB und das BBSR veröffentli-
chen die Gewinnerprojekte im Online-
Nachschlagewerk Mobilikon unter www.
mobilikon.de. Mobilikon unterstützt 
Mobilitätsverantwortliche in Kommu-
nen, Initiativen und Unternehmen dabei, 
bedarfsgerechte Mobilitätslösungen zu 
finden und vor Ort umzusetzen.

Informationen zum Wettbewerb abruf-
bar auf der BBSR-Website: www.bbsr.
bund.de/aktive-mobilitaet 
Fragen zum Wettbewerb:  
mobilitaet@bbr.bund.de

 HERAUSRAGENDE KLIMA-
SCHUTZ-PROJEKTE GESUCHT 

BAYERISCHER KLIMASCHUTZ-
PREIS 2023 AUSGELOBT

Für besondere Verdienste um den 
Schutz des Klimas oder die Anpassung 
an die Auswirkungen des Klimawandels 
zeichnet die Bayerische Staatsregie-
rung zum dritten Mal Projekte mit dem 
Bayerischen Klimaschutzpreis aus. Vor-
schläge können ab sofort bis einschließ-
lich 15. Februar 2023 eingereicht wer-
den. Bayerns Umweltminister Thorsten 
Glauber betonte dazu heute in Mün-
chen: "Der Schutz des Klimas ist eine 
Jahrhundertaufgabe. Der Erhalt unse-
rer Heimat – auch für künftige Gene-
rationen – spielt für Bayern eine zen-
trale Rolle. Gemeinsam werden wir in 
Bayern den Klimawandel meistern. Kli-
maschutz ist ein Mitmach-Projekt. Mit 
dem Klimaschutzpreis würdigen wir he-
rausragende Leistungen und machen sie 
bekannt. Der Bayerische Klimaschutz-
preis ist ein Ideenwettbewerb, in den 
sich jeder einbringen kann. Ich freue 
mich auf viele spannende Vorschläge." 
Der mit insgesamt 15.000 Euro dotierte 
Bayerische Klimaschutzpreis 2023 kann 
an mehrere Preisträger vergeben werden. 
Neben dem Preisgeld wird ein Image-
film über die ausgezeichnete Initiati-
ve gedreht, den die Preisträger für sich 
nutzen können. Das Besondere am Bay-
erischen Klimaschutzpreis: Die Größe 
oder die finanziellen Mittel des Projekts 
sind nicht entscheidend. Es zählen vor 
allem Idee, Konzept und Engagement 
der Beteiligten.
 
Vorgeschlagen werden können sowohl 
Privatpersonen und private Initiati-

ven wie auch Vereine, Verbände, Kom-
munen und Unternehmen. Wichtig ist 
dabei der Bezug zu Bayern: Entweder 
haben die Vorgeschlagenen ihren dau-
erhaften Hauptwohnsitz oder Firmen-
sitz im Freistaat oder sie engagieren sich 
in Bayern für den Klimaschutz oder die 
Klimaanpassung. Die Initiative sollte 
bereits laufen und sichtbare Ergebnis-
se zeigen oder – wenn sie bereits abge-
schlossen ist – in die Gegenwart wirken. 
Geehrt werden Projekte, die durch ein 
stimmiges Gesamtkonzept überzeugen. 
Bei der Auswahl wird unter anderem auf 
die Kriterien Originalität, Innovation, 
Übertragbarkeit auf Dritte, Nachhaltig-
keit, Kontinuität sowie Transparenz be-
züglich der Projektentwicklung und ih-
rer Umsetzung geachtet.

Eine unabhängige Jury ermittelt die 
Preisträger des Wettbewerbs, der von 
der Landesagentur für Energie und 
Klimaschutz (LENK) organisiert wird.

Weitere Informationen, auch zu den  
bisherigen Preisträgern und den Preis-
verleihungen, sowie das Vorschlagsfor-
mular sind verfügbar unter Bayerischer 
Klimaschutzpreis und www.lenk.bayern.

Quelle: LENK-PM Nr. 199 / 22 vom 09.12.2022

 KOMMUNALBEFRA - 
GUNG „KLIMASCHUTZ  
IN KOMMUNEN 2023“ 

Das Umweltbundesamt (UBA) führt 
aktuell eine Online-Befragung „Klima-
schutz in Kommunen 2023“ durch. Da-

rüber sollen Informationen und Be-
darfe des kommunalen Klimaschutzes 
festgestellt, gebündelt und zugänglich 
gemacht werden.

Die Befragung nimmt die bereits in 
Kommunen verfolgten Klimaschutz-
maßnahmen in den Blick, denn der 
Umsetzungsstand des kommunalen 
Klimaschutzes wird in Deutschland 
nicht zentral erfasst. So ist etwa nicht 
bekannt, wie viele Kommunen –  
auch über eine Förderung hinaus –  
ein Klimaschutzkonzept und  / oder 
eine Treibhausgas-Bilanz haben oder 
welche Klimaschutzziele sich die 
Kommunen konkret gesetzt haben.

Die standardisierte Online-Befragung 
richtet sich an alle deutschen Kommu-
nen, denn es soll ein möglichst brei-
ter Ist-Zustand zu zentralen Aspekten 
des kommunalen Klimaschutzes erfasst 
werden. Zielgruppe ist sowohl die Ebe-
ne der kreisfreien Städte und Land-
kreise als auch die Ebene der kreisan-
gehörigen Städte und Gemeinden bzw. 
Gemeindeverbände, sowie die Bezirke 

– denn alle Kommunen sind relevant 
für einen erfolgreichen Klimaschutz.

Die Befragung ist nicht frei zugänglich, 
sondern für jede Kommune nur ein-
mal mit einem individuellen Zugangs-
schlüssel möglich. Hierfür stehen  
zwei Wege offen:

•  Jede Kommune hat bereits einen indi-
viduellen Zugangsschlüssel an  
die allgemeine Mail-Adresse der 
Kommune erhalten. 

•  Alternativ können die Kommune  
unter folgendem Link ihren Zugangs-
schlüssel anfordern: www.soko-insti-
tut.de

Die Befragung soll zentrale Kriterien 
des kommunalen Klimaschutzes erfas-
sen (z. B. THG-Bilanzen oder Klima-
schutzkonzepte) sowie einen Überblick 
geben über Themenfelder, in denen die 
Kommunen aktiv sind (z. B. kommuna-
le Planung).

Es ist geplant, zentrale Ergebnisse in 
Form von anonymisierten textlichen 
Auswertungen sowie einzelne Kenn-
zahlen kommunenbezogen in Form von 
Karten auf der Internetseite des UBA 
zu veröffentlichen. Vor diesem Hinter-
grund werden die Daten nicht anony-
misiert. Sensible Daten werden nicht 
abgefragt. Hauptsächlich werden Infor-
mationen erfasst, die ohnehin frei zu-
gänglich sind, da sie beispielweise in 
Klimaschutzkonzepten veröffentlicht 
sind. Ziel des UBA ist es, Informationen 
zum kommunalen Klimaschutz zu bün-
deln und transparent zu machen. Es geht 
explizit nicht um einen wertenden Ver-
gleich zwischen einzelnen Kommunen.

Der Deutsche Städte- und Gemein-
debund weist auf die Freiwilligkeit  
der Teilnahme hin. 

Mehr Informationen zur Studie:  
www.umweltbundesamt.de 

Quelle: DStGB Aktuell 5122

 „WATTBEWERB“ –  
ONLINE-INFO AM 28. FEBRUAR  

Der Ausbau von Photovoltaik in den 
Kommunen ist ein wesentlicher Bei-
trag zur Energiewende und zum Kli-
maschutz. Die Möglichkeiten der 
Photovoltaik sind vielfältig. Ange-
fangen von Steckersolaranlagen über 
Photovoltaik auf Dächern und Fassa-
den bis hin zu großen Freiflächenan-
lagen: sie alle tragen zu dem Ziel bei, 
die Stromerzeugung dezentral und 
nachhaltig zu gestalten.

Die Klimaschutzinitiative „Wattbewerb“ 
hat sich dem Ziel verpflichtet, zum ex-
ponentiellen Ausbau von  
Photovoltaik in Städten und Gemein-
den in Deutschland beizutragen und 
dabei das Engagement und die Kreati-
vität von Lokalpolitik, Verwaltung,  
Bevölkerung und lokalem Gewerbe an-
zufachen. Wattbewerb stellt auf sei-
ner Webseite dar, wie der Ausbau in 
den einzelnen Kommunen verläuft und 
schafft ein bundesweites Netzwerk an 
Klimaschutzverantwortlichen in den 
Kommunen, die untereinander Erfah-
rungen austauschen. Für die Teilnahme 
ist lediglich eine Anmeldung über ein 
Online-Formular erforderlich. Kos-
ten entstehen für die Kommunen dabei 
nicht. Wattbewerb bietet Kommunen 
die Chance, ihre Klimaschutzaktivitä-
ten hinsichtlich der lokalen Energie-
wende zu bündeln und stärker in die 
Öffentlichkeit zu tragen. Trotz des 
Wettbewerbs ist ein Austausch unter 
den Kommunen im Sinne des Klima-
schutzes ausdrücklich gewünscht.

SERVICE SERVICE
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 Die Initiative gibt es seit dem  
21. Februar 2021 und ist in einem  
gemeinnützigen Verein mit Sitz in 
Karlsruhe organisiert. Das Team arbei-
tet ausschließlich ehrenamtlich. Der-
zeit (Anfang Dezember 2022) sind 
bundesweit etwa 300 Kommunen an-
gemeldet, davon gut 60 aus Bayern.

Am 28. Februar 2023, 15 Uhr stellt 
Wattbewerb e.V. die Initiative online 
über Zoom vor. Anmeldung bitte bis 
24.02.2023 auf https://wattbewerb.de/ 
infoveranstaltung-2022-02-28/. 
Den Zugangslink erhalten die 
Teilnehmer dann per Email.

 DEUTSCH-UKRAINISCHE 
KOMMUNALPARTNER- 
SCHAFTEN  

Kommunale Partnerschaften leisten ei-
nen wichtigen Beitrag bei der solidari-
schen Akut-Hilfe und werden auch ein 
wichtiger Baustein sein, um den Wie-
deraufbau in der Ukraine voranzubrin-
gen und die Menschen zusammen zu 
führen. Mittlerweile gibt es bereits 113 
Partnerschaften zwischen deutschen 
und ukrainischen Kommunen. Wei-
tere Partnerschaften befinden sich in 

der Anbahnung. Über den Kleinpro-
jektefonds der SKEW ist eine niedrig-
schwellige Förderung solcher Partner-
schaften möglich.

Am 25. Oktober 2022 haben der ukrai-
nische Präsident Selenskyj und Bundes-
präsident Steinmeier die symbolische 
Schirmherrschaft über die deutsch-uk-
rainischen Städtepartnerschaften über-
nommen. Mittlerweile gibt es bereits 
113 Partnerschaften zwischen Kommu-
nen in der Ukraine und in Deutsch-
land. Mehr als ein Drittel wurden da-
bei in diesem Jahr ins Leben gerufen. 

Bei seinem Besuch in der Ukraine hat 
der Bundespräsident die besondere 
Rolle der Städte und Gemeinden beim 
Erhalt und Wiederaufbau der kritischen 
Infrastruktur in der Ukraine gewürdigt 
und zugleich an die Kommunen appel-
liert, diese Hilfe weiter auszubauen.

 Im Zuge des Appells der Präsidenten 
zum Eingehen weiterer Partnerschaf-
ten und der entsprechenden Informa-
tion der kommunalen Spitzenverbän-
de hierüber haben bereits viele weitere 
Kommunen ihr Interesse an einer Part-
nerschaft bekundet. In den nächsten 
Monaten ist entsprechend mit einer 
weiteren Zunahme an deutsch-ukraini-
schen Partnerschaften zu rechnen. Im 
Übrigen gibt es auch bereits sechs Be-
treiberpartnerschaften zwischen deut-
schen kommunalen Unternehmen 
und ihren Pendants in der Ukraine. 

FÖRDERMÖGLICHKEITEN – 
KLEINPROJEKTEFONDS

An einer Partnerschaft interessierte 
deutsche Kommunen finden ukraini-
sche Partnerschaftsgesuche unter ande-
rem auf der Homepage der Deutschen 
Sektion des Rates der Gemeinden und 
Regionen Europas (RGRE) sowie über 
die Website der Servicestelle Kommu-
nen in der einen Welt (SKEW). Denk-
bar sind dabei nicht nur formal mit 
Partnerschaftsurkunde geschlossene 
Beziehungen, sondern auch nicht-for-
malisierte Solidaritätspartnerschaften.

Für eine Unterstützung im Rahmen ei-
ner partnerschaftlichen Verbindung 
bieten sich die „Solidaritätspartner-
schaften mit der Ukraine“ der SKEW 
an. Deutsche Kommunen erhalten die 
Möglichkeit, zielgerichtete und be-
darfsorientierte Hilfe durch eine nicht-
formalisierte Solidaritätspartnerschaft 
mit einer ukrainischen Kommune zu 
leisten. Die SKEW unterstützt deut-
sche Kommunen durch die Vermittlung 
einer passenden Partnerschaft sowie 
einem zweisprachigen, gemeinsamen 
Austausch zur aktuellen Lage und Hil-
fegesuche der ukrainischen Kommune. 

Entsprechende niederschwellige Pro-
jekte können von 1.000 bis zu 50.000 
Euro über den „Kleinprojektefonds für 
Kommunale Entwicklungspolitik“ der 
SKEW finanziert werden. Gefördert 
werden können dabei bis zu 90 Pro-
zent der zuwendungsfähigen Gesamt-
ausgaben. Die Zuwendungen können 
auch mehrfach beantragt werden.

Die SKEW hat diese Projektlinie im 
Zuge des russischen Angriffskrieges auf 
die gesamte Ukraine für Solidaritäts-
partnerschaften zwischen deutschen 
und ukrainischen Partnerschaften an-
gepasst, um so auch die Antragsstel-
lung zu erleichtern. 

Förderfähige Maßnahmen in  
der Partnerkommune können  
zum Beispiel sein:

•  Sicherstellung der lokalen Gesund-
heitsvorsorge (z. B. Anschaffung  
notwendiger medizinischer Güter  
für das städtische Krankenhaus der 
Partnerkommune).

•  Lokaler Katastrophenschutz  
(z. B. Anschaffung von Rettungsfahr-
zeugen oder Feuerwehrfahrzeugen).

•  Selbsthilfeaktivitäten, um Auswirkun-
gen der Krise auf die Bevölkerung und 
Geflüchtete in den Kommunen zu 
mindern (z. B. Aufbau von Nachbar-
schaftshilfen).

•  Verwaltungstechnische Maß- 
nahmen, um die kommunalen Dienst-
leistungen aufrechtzuerhalten  
(z. B. Anschaffung von Hardware).

•  Aktivitäten im Dreieck  
(z. B. mit Kommunen in Moldau),  
um Erfahrungen auszutauschen.

Förderfähige Maßnahmen in der  
deutschen Kommune können zum 
Beispiel sein: Maßnahmen zugunsten 
ukrainischer Geflüchteter durchführen  

(z. B. Vernetzungsformate zur Stär-
kung des gesellschaftlichen Zusam-
menhalts, Partnerschaftslotsen zur 
Unterstützung bei der Koordinierung 
der Bedarfe ihrer Partnerkommu-
ne und der lokalen Akteure sowie Bil-
dungs- und Informationsarbeit).

ANMERKUNG DES DSTGB

Vorangestellt sei: Wie wichtig kommu-
nale Partnerschaften sind, und im Um-
kehrschluss wie falsch die politische 
und finanzielle Vernachlässigung sol-
cher Partnerschaften durch Bund und 
EU in der Vergangenheit waren, ha-
ben eindrücklich die Corona-Pande-
mie und der russische Angriffskrieg auf 
die Ukraine gezeigt. Zielgenaue Soli-
daritätsaktionen liefen genau dort am 
schnellsten an, wo bereits auf kommu-
nale Partnerschaftsbeziehungen und 
damit ein breites Netzwerk an Akteu-
ren vor Ort zurückgegriffen werden 
konnte. Schließlich kann über Verbin-
dungen auf lokaler Ebene schneller er-
mittelt werden, welche Hilfe am drin-
gendsten benötigt wird. 

Die Würdigung von Kommunalpart-
nerschaften durch den Bundesprä-
sidenten ist daher ein wichtiges und 
richtiges Zeichen. Hierauf gilt es im 
Austausch mit der Europäischen Uni-
on, dem Bund und den Ländern aufzu-
bauen, denn das Potenzial kommunaler 
Partnerschaften ist riesig.

Deutsche Städte und Gemeinden 
sind bereit, noch mehr Partnerschaf-

ten, Freundschaften und Kooperati-
onen mit Kommunen in der Ukraine 
zu begründen. Mit über 100 Städte-
partnerschaften zwischen deutschen 
und ukrainischen Kommunen stimmt 
die Richtung. Angesichts von über 
10.000 deutschen Kommunen be-
steht hier aber durchaus noch ein gro-
ßes Ausbaupotenzial. Im Rahmen von 
Städtepartnerschaften geht es nicht 
zuletzt darum, dass die Menschen zu-
sammenkommen. Mit Blick auf den 
fürchterlichen Krieg in der Ukraine 
sind sie aber auch eine ideale Platt-
form, um praktische Hilfen zu ermög-
lichen und durchzuführen. Zudem 
können im Rahmen von Kommunal-
partnerschaften auch Wiederaufbau-
hilfen umgesetzt werden.

Mit Blick auf die Ukraine ist festzu-
halten, dass kommunale Partnerschaf-
ten nicht nur bei der Akut-Hilfe einen 
wichtigen Solidaritätsbeitrag leisten, 
sondern ihnen mit ihrer fachlichen  
Expertise auch beim Wiederaufbau und 
bei der angestrebten EU-Mitgliedschaft 
eine wichtige Rolle zukommen wird.

Die schnelle Anpassung des SKEW-
Kleinprojektefonds und die damit 
mögliche niedrigschwellige Förde-
rung deutsch-ukrainischer Solidari-
tätspartnerschaften war ein wichtiger 
erster Schritt für die Entwicklung ei-
nes deutsch-ukrainischen Städtenetz-
werkes. Nun gilt es dieses weiterwach-
sende Netzwerk zu etablieren. Dabei 
ist freilich schon heute in den Blick 
zu nehmen, wie solche Partnerschaf-
ten auch in Zukunft mit Leben gefüllt 
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und auf Augenhöhe geführt werden 
können. Ein solches dauerhaftes Pro-
jekt könnte beispielsweise die aktive 
Begleitung der Ukraine und der jewei-
ligen Partnerkommune bei der ange-
strebten Mitgliedschaft in der Europäi-
schen Union sein.

WEITERE INFORMATIONEN

Zur weiteren Information zu Part-
nerschaften mit der Ukraine und För-
dermöglichkeiten etc. hat die SKEW 
eine Sonderseite eingerichtet, die über 
https://skew.engagement-global.de 
abrufbar ist. Bei Fragen zu den Soli-
daritätspartnerschaften erhalten Sie 
bei der SKEW Auskunft über mail-
to:ukraine.skew@engagement-global.
de sowie +49 228 20 717-2670.  
Bei Fragen zum Kleinprojektefonds 
wenden Sie sich bitte an mailto:klein-
projekte.skew@engagement-global.
de bzw. +49 228 20 717-2677. Ger-
ne können Sie sich mit Ihrem Anlie-
gen auch an uns wenden und wir lei-
ten dieses weiter.

Aktuelle ukrainische Partnerschaftsge-
suche finden sich im Übrigen auch auf 
den Seiten des RGRE: www.rgre.de

Der gemeinsame Aufruf mit Präsident 
Selenskyj ist abrufbar unter  
www.bundespraesident.de.

 (K)EIN MÄRCHEN  
AUS LOHR! 

Es war einmal – so beginnen bekannt-
lich gute Märchen und manchmal sind 
es gar keine Märchen. So etwa bei  
unserem Besuch in Lohr am 29.12.2022. 
Unsere Freundesgruppe aus Thüringen, 
Bayern, Baden-Württemberg und der 
Schweiz traf sich in Rieneck zur Silves-
ter-Feier. Die Tage vorher und nachher 
nutzten wir, um die Region am oberen 
Main-Viereck zu erkunden und deshalb 
ging es zwischen den Jahren nach Lohr. 

Vom Parkplatz unterhalb der Altstadt 
krabbelten die Freunde zum Schloss 
Lohr hinauf, wo eine große Reisegrup-
pe von einem Stadtführer auf Schnee-
wittchen, die sieben Zwerge und die 
Geschichte der Stadt eingeschworen 
wurde. Etwas unschlüssig ob der his-
torischen Daten näherten wir uns dem 
Spiegel gegenüber des Schlosses, als 

ein städtischer Arbeiter auf uns desori-
entierte Gäste aufmerksam wurde.  
Seinen „flotter Feger“ hatte er geparkt 
und schaute auf den öffentlichen  
Flächen nach dem Rechten. 

„Ihr müsst so in den Spiegel schauen, 
dann könnt Ihr das ganze Schloss auf 
einmal sehen!“, waren die ersten Worte 
des „flotten Fegers“ an die unbekann-
ten Gäste. Dann sprang er zu seinem 
Fahrzeug, holte ein kleines Faltblatt 
über „Lohr“ heraus, verteilte es an uns 
und fing an zu erzählen. Dort müs-
se man unbedingt hin, das sollten wir 
gesehen haben, auch das Isolatoren-
Museum könne fast immer besucht 
werden, wenn man vorher anrufe. In 
wenigen Sätzen hatten wir einen Über-
blick über die Stadt und die wichtigs-
ten Punkte, die wir uns in den nächsten 
Stunden anschauen sollten. Auch zur 
Gastronomie gab er Hinweise, die wir 
gar nicht alle überprüfen konnten.  

Natürlich sei er ein „Ur-Lohrer“,  
verkündete unser „flotter Feger“ mit 
Freude in den Augen. Die Kunstfigu-
ren in der ganzen Stadt spiegelten das 
Schneewittchen in unterschiedlichen 
Formen wieder. Dem einen gefällt es, 
dem anderen vielleicht nicht, jedenfalls 
sei es eine schöne Idee, die Märchenfi-
gur immer wieder in den Mittelpunkt 
der Kunst zu stellen. „So, das war der 
Schnelldurchgang durch Lohr’s Kunst 
und Geschichte, jetzt sei es an uns, die 
historische Stadt zu erkunden“ und so 
schnell, wie er herbeigeeilt war, ent-
schwand unser „flotter Feger“.  

Eine Stadt, die solche Mitarbeiter 
hat, braucht sich nicht zu verstecken! 
Die Begegnung mit dem „flotten Fe-
ger“ war beeindruckend und hat uns 
die Stadt Lohr mit Herzenswärme nä-
hergebracht, so, wie wir sie ohne ihn - 
den „flotten Feger“ - gar nicht hätten 
erschließen können. Da war auch der 
Schreck vergessen über das Monstrum 

am Stadteingang, das sich als Stadthal-
le offenbarte und doch eher trutzig da-
ran zu erinnern scheint, dass hier einst 
Patton’s Stoßtrupp nach Hammelburg 
durchgezogen war.

Autor: Jürgen Leindecker, Landesge-
schäftsführer a.D. Städte- und Gemeinde-
bund Sachsen-Anhalt 

 
 

 GEBRAUCHTES  
FEUERWEHRFAHRZEUG  
(TSF) GESUCHT  

Die Gemeinde Odelzhausen sucht für 
die Freiwillige Feuerwehr Ebertshau-
sen ein gebrauchtes Feuerwehrfahrzeug 
(TSF) mit derfolgenden Voraussetzun-
gen:

•  Max. zulässiges Gesamtgewicht 4,5 t
•  Besatzung 5+1
•  Erstzulassung im besten Fall nach 2000
•  Einbauten zur Aufnahme der feuer-

wehrtechnischen Beladung eines TSF
•  Seitliche Beladung wünschenswert, 

aber kein Muss
•  Fahrzeug sofort einsatzbereit inkl. 

neuem TÜV

Angebote senden Sie bitte an:  
info@odelzhausen.de

 KOMMUNALFAHRZEUGE 
ZU KAUFEN GESUCHT

Die Fa. Dipl.-Ing. Hans Auer aus 84478 
Waldkraiburg kauft gebrauchte Kommu-
nalfahrzeuge wie z. B. LKW (Mercedes 
und MAN), Unimog, Transporter, Klein-
geräte und Winterdienst-Ausrüstung so-
wie Feuerwehr-Fahrzeuge.

KONTAKT
Tel. 08638 85636, Fax 08638 886639
h_auer@web.de 

Ein „flotter Feger“ als liebevoller Botschafter seiner Stadt. Fo
to

: ©
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 SAMMELBESCHAFFUNG FEUERWEHRFAHRZEUGE

Zur Gewährleistung einer höheren Aktualität, finden Sie die Rubrik  
„Sammelbeschaffungen Feuerwehrfahrzeuge“ nur noch auf unserer Homepage:
www.bay-gemeindetag.de/mitglieder/sammelbeschaffungen-feuerwehrfahrzeuge

Ihre redaktionellen Angebote richten Sie bitte formlos per E-Mail an:
baygt@bay-gemeindetag.de

Bitte beachten Sie, dass Ihr Verkaufsangebot nach 8 Wochen automatisch  
gelöscht wird.

Für Rückfragen stehen wir Ihnen sehr gerne unter der angegebenen  
E-Mail zur Verfügung.

SERVICE SERVICE

https://skew.engagement-global.de
www.rgre.de
www.bundespraesident.de.
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AKTUELLES AUS BRÜSSEL

THEMENÜBERSICHT 18. NOVEMBER – 16. DEZEMBER 2022

EUROPABÜRO DER  
BAYERISCHEN KOMMUNEN 
Benedikt Weigl 
Marilena Leupold
Rue Guimard 7
1040 Bruxelles
 
Tel. +32 2 5490700 
Fax +32 2 5122451

info@ebbk.de 
www.ebbk.de

DIE EINZELNEN AUSGABEN 
VON „BRÜSSEL AKTUELL“  
KÖNNEN IM MITGLIEDER- 
BEREICH DES INTERNET- 
AUFTRITTS DES BAYERISCHEN 
GEMEINDETAGS ABGERUFEN 
WERDEN.

„Brüssel Aktuell“ ist ein Gemeinschafts-

produkt der Bürogemeinschaft der 

Europabüros der bayerischen, baden-

württembergischen und sächsischen 

Kommunen in Brüssel.

EUROPA

 BRÜSSEL AKTUELL 19/2022 
18. NOVEMBER – 2. DEZEMBER 
2022

WETTBEWERB, WIRTSCHAFT 
UND FINANZEN

•  Kurzzeitvermietungen: Kommission 
legt Verordnungsvorschlag vor

•  Digitaler Wandel: Kommission legt 
neuen Gesetzesvorschlag vor 

UMWELT, ENERGIE  
UND VERKEHR

•  Erneuerbare Energien: Politische Eini-
gung zur Dringlichkeitsverordnung

REGIONALPOLITIK, STÄDTE UND 
LÄNDLICHE ENTWICKLUNG

•  GAP: Kommission genehmigt  
Nationalen Strategieplan

SOZIALES, BILDUNG UND KULTUR
•  Gewalt gegen Frauen: Einheitliche  

europäische Rufnummer ab 2023

FÖRDERMÖGLICHKEITEN  
UND AUFRUFE

•  Kreatives Europa: Aufruf für  
Europäische Kooperationsprojekte

•  EU4Health: Arbeitsprogramm  
2023 veröffentlicht

•  Erasmus+: Aufruf zur Förderung von 
Bildung, Jugend und Sport 2023 

•  CEF: Aufruf für grenzüberschreitende 
Projekte zur erneuerbaren Energie 

•  Ukraine: Spendenaufruf für Schulbusse

IN EIGENER SACHE
•  Veranstaltungshinweis 1:  

EU-Förderprogramm CERV 
•  Veranstaltungshinweis 2: EU-Strategie 

für die Cybersicherheit

 BRÜSSEL AKTUELL 20/2022 
2. – 16. DEZEMBER 2022

WETTBEWERB, WIRTSCHAFT 
UND FINANZEN

•  Beihilferecht I: Kommission veröffent-
licht Evaluation zu DAWI

•  Beihilferecht II: Kommission veröf-
fentlicht De-minimis-Vorschlag

UMWELT, ENERGIE  
UND VERKEHR

•  Grüner Deal I: Verfahrensstand von 
„Fit für 55“

•  Grüner Deal II: Kommission will  
Verpackungsmüll reduzieren

•  Wolfspopulationen: Resolution zum 
Schutz der Viehwirtschaft und der 
Raubtiere

•  Nachhaltigkeit: Einigung zur Verord-
nung zu kreislauforientierten Batterien

SOZIALES, BILDUNG UND KULTUR
•  Gesundheitsunion: HERA-Arbeitspro-

gramm für Krisenversorgung und  
-reaktion

INSTITUTIONEN, GRUNDSÄTZLI-
CHES UND WEITERE EU-THEMEN

•  EU-Haushalt: Parlament befürwortet 
neue Einnahmequellen

•  Kommission: Neuer Leiter der  
Regionalvertretung in München

FÖRDERMÖGLICHKEITEN  
UND AUFRUFE

•  CERV: Weitere Aufrufe veröffentlicht
•  Neues Europäisches Bauhaus: Aufruf für 

Preise 2023 gestartet
•  Ukraine: Spendenaufruf für Laptops
•  Europäische Unternehmerregion: Aufruf 

zur Bewerbung für den EER-Preis 2023
•  Bewerbung: Europäische Hauptstädte 

für Integration und Vielfalt

IN EIGENER SACHE
•  Weihnachtspause: Resümee und Ausblick
•  Morning Talk: Cybersicherheit

EUROPA
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 WETTBEWERB,  
WIRTSCHAFT UND FINANZEN 

1. BEIHILFERECHT I: KOMMIS-
SION VERÖFFENTLICHT  
EVALUATION ZU DAWI

Die EU-Kommission veröffentlichte 
am 1. Dezember 2022 eine Evaluation 
(in englischer Sprache) und eine Zu-
sammenfassung (in deutscher Sprache) 
zu den Beihilfevorschriften für Dienst-
leistungen von allgemeinem wirt-
schaftlichem Interesse (DAWI) im  
Gesundheits- und Sozialbereich und 
der De-minimis-Verordnung für 
DAWI. Darin stellt die Kommission 
fest, dass das DAWI-Paket im Zusam-
menhang mit Gesundheits- und Sozi-
aldienstleistungen ihren Zweck erfülle.

Dennoch bestehe weiterer Klärungs-
bedarf u. a. bezüglich des Begriffs der 
staatlichen Beihilfe, im Detail zu wirt-
schaftlichen oder nichtwirtschaftlichen 
Tätigkeiten, oder bezüglich der Vor-
schriften für einen angemessenen  
Gewinn oder das Marktversagen. 

Des Weiteren solle eine Angleichung 
der Schwellenwerte der allgemeinen  
De-minimis-Verordnung an DAWI  
geprüft werden. Falls dies eine grund-
sätzliche und substanzielle Erhöhung 
der Schwellenwerte zur Folge haben 
sollte, würde dies einer Forderung der 
Bürogemeinschaft entsprechen, insbe-
sondere aufgrund der besonderen Be-
deutung von DAWI für die Sicher-
stellung der Daseinsvorsorge für die 
Bürgerinnen und Bürger. Die Kommis-

sion hat die dazugehörige Konsultati-
on zu DAWI noch nicht veröffentlicht. 
Die Bürogemeinschaft wird sich daran 
beteiligen und u. a. die Anhebung der 
Schwellenwerte über eine reine Infla-
tionsanpassung hinaus fordern (diese 
Ausgabe). (PW)

2. BEIHILFERECHT II: KOMMIS-
SION VERÖFFENTLICHT  
DE-MINIMIS-VORSCHLAG

Die EU-Kommission veröffentlichte 
am 15. November 2022 ihren Vorschlag 
für eine neue De-minimis-Verordnung 
und startete gleichzeitig den dazuge-
hörigen Konsultationsprozess. Eine 
Beteiligung daran ist bis zum  
10. Januar 2023 möglich. Der Vorschlag 
sieht eine Anhebung der Schwellen-
werte aufgrund der Inflationsentwick-
lung vor. Statt bisher 200.000 € auf 
drei Jahre, sollen zukünftig 275.000 € 
auf drei Jahre als Schwellenwert festge-
setzt werden. 

Die Bürogemeinschaft fordert weiter-
hin die Anhebung des Schwellenwertes  
auf mind. 600.000 €. Dies war eine 
Kernforderung des gemeinsamen Po-
sitionspapieres, mit der sich die Bü-
rogemeinschaft auch an der zwei-
ten Konsultationsrunde beteiligen 
wird. Die De-minimis-Beihilfen sind 
für die kommunale Ebene von zent-
raler Bedeutung. Kommunen sind ei-
nerseits Empfänger von staatlichen 
Förderungen, aber andererseits auch 
aktive Akteure bei der Finanzierung 
der kommunalen Daseinsvorsorge. 

Im Anbetracht der anstehenden öko-
logischen und digitalen Herausforde-
rungen, im Sinne des Grünen Deals, ist 
eine Anpassung im europäischen Bei-
hilferegime, insbesondere durch die 
Anhebung der Schwellenwerte drin-
gend notwendig. (PW)

 UMWELT, ENERGIE  
UND VERKEHR  

1. ERNEUERBARE ENERGIEN: 
POLITISCHE EINIGUNG ZUR 
DRINGLICHKEITSVERORDNUNG

Am 24. November 2022 hat der Rat 
Verkehr, Telekommunikation und 
Energie eine politische Einigung zur 
Dringlichkeitsverordnung zur Fest-
legung eines Rahmens für einen be-
schleunigten Ausbau der Nutzung  
erneuerbarer Energien erzielt (Brüssel 
Aktuell 18 / 2022). Der ursprüngliche 
Vorschlag der EU-Kommission vom 
9. November 2022 wurde mit wenigen 
Änderungen angenommen. U. a.  
wurde neu eingefügt, dass Mitglied-
staaten in eigener Zuständigkeit be-
stimmen können, in welchen Gebieten 
sie für den Ausbau der erneuerbaren 
Energien ein überragendes öffentliches 
Interesse einräumen wollen und für 
welche Technologien dies in Überein-
stimmung mit ihren nationalen Ener-
gie- und Klimaplänen gelten soll  
(Art. 2 Abs. 1 S. 2). 

Weiter sollen für die Installation von 
Solarenergieanlagen auf Gebäuden  
inklusive der Installation von Speicher-
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anlagen und Netzanschlüssen die Ge-
nehmigungsverfahren nun statt einem 
in bis zu drei Monaten abgeschlossen 
sein (Art. 3 Abs. 1) mit der Möglichkeit  
zum Ausschluss für bestimmte Gebiete 
aus historischen Gründen oder Grün-
den des Kulturerbes (Art. 3 Abs. 1a). 
Dieselbe Ausschlussmöglichkeit be-
steht für den verstärkten Ausbau von 
Wärmepumpen (Art. 5 Abs. 3a). Au-
ßerdem wurde in einem neuen Art. 5a 
klargestellt welche Verfahrensschritte 
genau für die Berechnung der Fristen 
der Genehmigungsverfahren berück-
sichtigt werden müssen. 

Auf der nächsten außerordentlichen 
Tagung des Energierates ab 13. Dezem-
ber 2022 soll die Verordnung förmlich 
angenommen werden. Nach der An-
nahme und der Veröffentlichung im 
Amtsblatt wird die Verordnung direkt 
und zunächst für 18 Monate anwend-
bar sein (Art. 6). (BW)

2. GRÜNER DEAL I: VERFAH-
RENSSTAND VON „FIT FÜR 55“

Die EU-Kommission veröffentlichte 
am 14. Juli 2021 das „Fit für 55“-Paket 
(Brüssel Aktuell 14 / 2021). Im Dezem-
ber 2021 veröffentlichte sie ergänzend 
einen Vorschlag zur Überarbeitung der 
Gebäudeenergieeffizienz-Richtlinie 
(Brüssel Aktuell 1 / 2022) und im Mai 
2022 Ergänzungen dafür im Rahmen 
von REPowerEU (Brüssel Aktuell 
10 / 2022). Die Vorschläge befinden 
sich aktuell im ordentlichen Gesetz-
gebungsverfahren zwischen dem EU-

Parlament und dem Rat der EU oder 
teilweise im Trilog-Verfahren. Die-
ser Artikel fasst den Verfahrensstand 
in der zweiten Jahreshälfte 2022 der 
kommunalrelevanten Verfahren zu-
sammen, die als Schwerpunkte im  
gemeinsamen Positionspapier der  
Bürogemeinschaft gesetzt wurden 
(Brüssel Aktuell 9 / 2022).

Änderung der Erneuerbaren-Energien-
Richtlinie
Am 14. Juli 2021 legte die EU-Kommis-
sion im Rahmen des „Fit für 55“- 
Pakets einen Vorschlag zur Überarbei-
tung der Erneuerbaren-Energien-Richt-
linie 2018 / 2001 / EU vor. Das Parlament 
hat am 14. September 2022 seine  
Position für die Verhandlungen mit 
dem Rat verabschiedet. Darin spricht  
es sich grundsätzlich für die Erhöhung 
des Anteils der Erneuerbaren Energien 
bis 2030 auf 45 Prozent aus. Im Hin-
blick auf feste und gasförmige Bio-
masse-Brennstoffe zur Erzeugung von 
Strom, Wärme und Kälte hat das Parla-
ment sich regulierend positioniert (u. a. 
Art. 29 UAB 4). Die Änderungen im 
Rahmen von REPowerEU (Brüssel Ak-
tuell 10 / 2022) für die EE-Richtlinie hat 
das Parlament am 14. Dezember 2022 
verabschiedet. Die Mitgliedstaaten sol-
len finanziell sicherstellen, dass die lo-
kalen und regionalen Genehmigungs-
behörden bei Personalkapazitäten für 
die notwendigen Genehmigungen un-
terstützt werden (Art. 16 1a). 

Bei der Identifizierung von Beschleuni-
gungsgebieten zum Ausbau der EE soll 
dies in Abstimmung mit den lokalen 

und regionalen Gebietskörperschaften 
erfolgen (Art. 15c). In diesen Gebieten 
sollen die Genehmigungsprozesse nicht 
länger als neun Monate betragen (Art. 
16a Abs. 1); außerhalb dieser Gebiete 
nicht länger als 18 Monate (Art. 16b Abs. 
1). Solaranlagen und deren Speichersys-
teme sollen zukünftig innerhalb von ei-
nem Monat genehmigt werden, wenn 
diese auf künstlichen Strukturen,  
z. B. Gebäuden, errichtet werden (Art. 
16c Abs. 1). Der Rat hat sich zu den  
Vorschlägen im Rahmen von REPowe-
rEU am 4. Oktober 2022 positioniert. 
Die Entscheidungsfindung zur EE-
Richtlinie und den ergänzenden Än-
derungen von REPowerEU werden nun 
im Trilog zwischen Parlament, Rat und 
Kommission verhandelt.

Änderung der Energieeffizienz- 
Richtlinie – Renovierungswelle
Am 14. Juli 2021 legte die EU-Kommis-
sion im Rahmen des „Fit für 55“-Pakets 
einen Vorschlag zur Überarbeitung der 
Energieeffizienz-Richtlinie 2012 / 27 /
EU vor. Der Rat hat am 27. Juni 2022 
seine allgemeine Ausrichtung festge-
legt. Darin sehen die Mitgliedstaaten 
u. a. eine Verpflichtung der jährlichen 
Senkung des Endenergieverbrauchs  
um 1,7 Prozent vor. 

An der jährlichen Renovierungsquo-
te von 3 Prozent der sich im Eigentum 
der öffentlichen Hand befindenden 
Gebäude (ab 250 m²) wird festgehalten. 
Grundsätzlich spricht sich das Parla-
ment für höhere Energieeinsparzie-
le beim Endenergieverbrauch (40 Pro-
zent) und des Primärenergieverbrauchs 

EUROPA

DIE EU-SEITEN
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Haushaltssatzung des Bayerischen Gemeindetags 
für das Haushaltsjahr 2023 

 
 
 
Der Landesausschuss erlässt gemäß § 8 Abs. 2 Nr. 2 und 3, § 18 Abs. 1 der Satzung des 
Bayerischen Gemeindetags (StAnz Nr. 50/2014) folgende Haushaltssatzung: 
 

I. 
 
 

§ 1 
 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2023 wird hiermit festgesetzt; 
er schließt im Verwaltungshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit 5.464.500,00 € 
und im Vermögenshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit    107.400,00 € 
ab. 
 
 

§ 2 
 
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind nicht vorge-
sehen. 
 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 
 
 
 

§ 4 
 
Die jährlichen Mitgliedsbeiträge werden nach Maßgabe der amtlich fortgeschriebenen Ein-
wohnerstatistik zum 30.06.2021 wie folgt festgesetzt: 
 
1. Gemeinden 

a) Grundbeitrag für jede Gemeinde 1.350,00 € 
b) für Gemeinden über 3.000 Einwohner zusätzlich  

je weiterem Einwohner 0,30 € 
 

 
2. Verwaltungsgemeinschaften 

a) Soweit sämtliche Mitgliedsgemeinden der Verwaltungsgemeinschaft 
Mitglied des Bayerischen Gemeindetags sind, beitragsfrei 

b) andernfalls: 
Beitrag in Höhe des Betrags, der den Mitgliedsbeiträgen 
der dem Bayerischen Gemeindetag nicht angehörenden 
Mitgliedsgemeinden der Verwaltungsgemeinschaft entspricht. 

 
  

(42,5 Prozent) aus. Positiv ist, dass das 
Parlament (Art. 6 c) und der Rat (Art. 6 
1a) Ausnahmen für die Sanierungsquo-
te von 3 Prozent beim Sozialen Woh-
nungsbau vorsehen. Dies entspricht 
einer Forderung der Kommunalen 
Spitzen- und Landesverbände aus Bay-
ern, Baden-Württemberg und Sachsen. 
Eine weitere Forderung wurde bzgl. 
der Anrechnung der Sanierungsquo-
te auf mehrere Jahre teilweise aufge-
nommen. Sind in einem Jahr, bis zum 
31. Dezember 2026, mehr als 3 Prozent 
der Gesamtnutzfläche der Gebäude in 
einem Mitgliedstaat saniert, soll der 
erzielte Überschuss u. a. auf die fol-
genden drei Jahre angerechnet werden 
können (Art. 6 1b). Die Verhandlungen 
über die Energieeffizienz-Richtlinie 
werden aktuell im Trilog zwischen Par-
lament, Rat und Kommission geführt.

Änderung der Gebäudeenergieeffizienz-
Richtlinie – Renovierungswelle
Am 15. Dezember 2021 veröffentlichte 
die Kommission einen Vorschlag (inkl. 
Anhänge) zur Überarbeitung der Richt-
linie 2010 / 31 / EU über die Gesamt-
energieeffizienz von Gebäuden (Brüs-
sel Aktuell 1 / 2022). Der zuständige 
Berichterstatter im ITRE-Ausschuss, 
Ciarán Cuffe (IE / Grüne / EFA), hat 
am 6. Juni 2022 seinen Berichtsentwurf 
vorgestellt. Bisher liegt kein finaler  
Bericht des zuständigen Ausschusses 
vor und somit auch keine einheitliche 
Position des Parlaments. 

Der Rat erzielte am 25. Oktober 2022 
eine Einigung über den Vorschlag zur 
Überarbeitung der Richtlinie über die 

Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden. 
U. a. sollen erst ab 2028 alle neuen  
Gebäude öffentlicher Einrichtungen  
als Nullemissionsgebäude gebaut wer-
den müssen, ab 2030 soll dies für alle 
anderen Gebäude gelten (Art. 7). Mit 
Blick auf die Sanierung bestehender 
Gebäude sollen bis 2030 lediglich die 
untersten 15 Prozent der energieinef-
fizientesten Nichtwohngebäude reno-
viert werden, ohne Sonderklausel für 
öffentliche Gebäude (Art. 9). Zudem 
hat der Rat den Vorschlag der Kom-
mission im Rahmen von REPowerEU 
bzgl. der Solarenergie in Gebäuden 
aufgenommen (Art. 9a). Eine Positio-
nierung des Parlaments ist im Frühjahr 
2023 zu erwarten. Danach können die 
Verhandlungen im Trilog mit dem Rat 
und der Kommission starten.

Kommunale Bewertung
Im Rahmen des Gesetzgebungsverfah-
rens kristallisiert sich etwas Offenheit 
für flexiblere Rahmenbedingungen he-
raus, wobei aus kommunaler Sicht wei-
tere Flexibilisierungen notwendig wä-
ren. Grundsätzlich begrüßenswert sind 
die Ansätze, Planungs- und Genehmi-
gungsverfahren zu beschleunigen, wo-
bei hier auch der Blick auf bestehende 
europäische Gesetze, die zu länge-
ren Verfahren führen, gelenkt werden 
müsste. Dabei nehmen Parlament und 
Rat im Rahmen von REPowerEU die-
se europäischen Rahmenwerke in den 
Blick und sorgen damit teilweise für 
eine Flexibilisierung. 

Für diesen neuen Ansatz steht auch 
beispielhaft die Befassung des Rates 
mit der Dringlichkeitsverordnung, um 
Genehmigungsprozesse zu beschleuni-
gen (Brüssel Aktuell 19 / 2022). Dabei 
gilt es jedoch stark einzufordern, hier 
die lokalen und regionalen Gebietskör-
perschaften aktiv einzubeziehen. 

Der Ball liegt nun in den zuständigen 
Trilog-Verhandlungen, um politische 
Einigungen zwischen dem Rat und 
Parlament zu erzielen. Insbesonde-
re bei den Trilog-Verhandlungen zum 
Emissionshandel muss sichergestellt 
werden, dass die Einnahmen (Gebäude 
und Verkehr) den Kommunen für Kli-
maschutz und Energiewende zugute-
kommen, so wie es die Kommission in 
ihrem Vorschlag vorgesehen hat. 

Die Realisierung des Grünen Deals 
wird nur mit der kommunalen Ebene 
einen nachhaltigen Erfolg haben. Da-
bei gilt es neben den europäischen 
auch die nationalen Entwicklungen in 
Bund und Ländern im Blick zu behal-
ten. (PW)
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Neues Gebührenverzeichnis der BVS 

 

Ab 1. Januar 2023 neue Gebühren bei der Bayerischen Verwaltungsschule 
 
Für die Aus-, Fort- und Weiterbildungen der Bayerischen Verwaltungsschule (BVS) gelten ab 1. Januar 2023 neue 
Gebühren. Diese wurden vom Bayerischen Kommunalen Prüfungsverband (BKPV) nach den Grundsätzen des Art. 
8 des Kommunalabgabengesetzes kalkuliert.  
 
Die BVS ist rein gebührenfinanziert und auf diese Einnahmen angewiesen. Schwierig wird es immer dann, wenn 
Unvorhergesehenes eintritt, wie jüngst die Corona-Krise und die daraus resultierende Notwendigkeit der 
Digitalisierung. Die vielen Teilnehmer in der Ausbildung und Fortbildung mit Räumlichkeiten und Dozenten zur 
richtigen Zeit am richtigen Ort zu versorgen und Prüfungen rechtssicher vorzubereiten und durchzuführen, sind 
keine Spontanaktionen. Von heute auf morgen musste am 16. März 2020 der Präsenzunterricht eingestellt 
werden. Die Bildungszentren wurden geschlossen, 
externe Anmietungen storniert, zusätzliche Server 
angemietet und eine bedienerfreundliche Video-
Software angeschafft. 
 
Dass der Unterricht schon nach kurzer Zeit unter völlig 
veränderten Bedingungen aufgenommen und alle 
Prüfungen plangemäß durchgeführt werden konnten, 
ist dem Umstand zu verdanken, dass der Präsenz- 
durch Online-Unterricht ergänzt werden konnte. Die 
BVS verfügte bereits über ein Konzept zur Digitalen 
Lehre und hatte mit verschiedenen 
Umsetzungsmaßnahmen begonnen.   
Heute zählen Webinare, Video-Seminare und die Lernplattform Moodle zum festen Bestandteil des breiten 
Angebots der BVS. Die digitale Revolution wurde von den Teilnehmern, Auszubildenden und Lehrbeauftragten 
mitgetragen und angenommen.  
 
Bei der Gebührenkalkulation können solche außergewöhnlichen Entwicklungen natürlich nicht vorhergesehen 
werden. Erkennbare Preissteigerungen müssen aber beachtet werden. Das hat dazu geführt, dass die Gebühren 
der BVS im Bereich der Beherbergung ab dem 1. Januar 2023 moderat angehoben werden. Zu diesem Stichtag 
gilt auch der § 2b des Umsatzsteuergesetzes, der eine Differenzierung bei der gesetzlichen Umsatzsteuer für 
Teilnehmer ab 27 Jahren vorsieht.  
 
Bei der Ausbildung für den allgemeinen Verwaltungsdienst unterscheiden sich die anfallenden Kosten praktisch 
nicht. Der Gebührenkalkulation wurde daher für alle Lehrgänge ein einheitlicher Gebührensatz pro 
Unterrichtseinheit zugrunde gelegt. Je nachdem, wie viele Unterrichtseinheiten ein Lehrgang oder ein 
Lehrgangs- bzw. Ausbildungsjahr aufweist, kommt es zu Veränderungen gegenüber den bisher geltenden 
Gebühren.  
 

  

 
 
3. Zweckverbände 

a) je versorgtem Einwohner  0,09 € 
b) mindestens  750,00 € 
c) höchstens  2.850,00 € 
d) Kommunale Verkehrsüberwachung  2.850,00 € 
e) sonstige Zweckverbände 1.350,00 € 
 

 
 

4. kommunalbeherrschte juristische Personen 
a) ohne Stammkapital und Stammkapital bis 500.000,00 €  1.550,00 € 
b) Stammkapital über 500.000,00 €  2.900,00 € 
 
 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem 
Haushaltsplan wird auf 25.000,00 € festgesetzt. 
 
 
 

§ 6 
 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2023 in Kraft. 
 
 
 

II. 
  
Die Haushaltsatzung enthält keine genehmigungspflichtigen Bestandsteile. Sie wird dem 
Bayerischen Staatsministerium des Innern zur rechtsaufsichtlichen Würdigung vorgelegt. 
 
 

III. 
 
Die Haushaltssatzung wird den Mitgliedern gemäß § 18 Abs. 1 der Satzung des Bayerischen 
Gemeindetags i.V.m. Art. 65 Abs. 3 Gemeindeordnung in der Verbandszeitschrift des Bayeri-
schen Gemeindetags Nr. 01/2023 bekannt gemacht. 
 
 
 
 
 
 
München, den 14. Dezember 2022 Bayerischer Gemeindetag 
 
 
 
 Dr. Uwe Brandl 
 Präsident 
 

DOKUMENTATION DOKUMENTATION



01/2023  BAYERISCHER GEMEINDETAG  4140  BAYERISCHER GEMEINDETAG  01/2023

 

„Beim Lehrgang für den Einstieg in der zweiten 
Qualifikationsebene der Fachlaufbahn Verwaltung 
und Finanzen hätte dies zu einem deutlichen 
Gebührensprung geführt. Um die Erhöhung 
verträglicher zu gestalten, haben wir uns für eine 
schrittweise Erhöhung von 2023 bis 2026 
entschieden“, erläutert Monika Weinl, Vorstand der 
BVS. Für diesen Schritt gab es Rückendeckung vom 
Verwaltungsrat. Das höchste Gremium der BVS hatte 
im Juli beschlossen, das der Gebührenkalkulation 
zugrundeliegende Konzept des BKPV umzusetzen. 
„Höhere Gebühren sind nicht erfreulich. Um die Aus-
, Fort- und Weiterbildung des öffentlichen Diensts in 

Bayern zu gewährleisten, sind sie aber erforderlich. Gerade in Zeiten wie diesen“, so Dr. Franz Dirnberger, 
Vorsitzender des Verwaltungsrats der BVS. 
 
Zeiten wie diese gab es schon früher in der Geschichte der BVS. Eine solche war der Grund für ihre Gründung im 
Jahr 1920: Nach dem Ersten Weltkrieg musste sich die Staatsordnung und das tägliche Leben der Menschen neu 
finden. Dazu brauchte man die richtigen Menschen an den richtigen Stellen. Aus diesem Gedanken heraus 
wurde die BVS gegründet und mit der Aus-, Fort- und Weiterbildung der bayerischen Verwaltung beauftragt. 
Und hat sich seitdem bewährt: Den Wiederaufbau einer funktionierenden Verwaltung hat die BVS nach 
Kriegsende ebenso ermöglicht und begleitet wie nach der Wiedervereinigung. Damals leistete sie Aufbauhilfe in 
Sachsen. Der Fokus auf Ökologie führte Ende der 90er Jahre dazu, dass das BVS-Bildungszentrum Lauingen 
gebaut wurde. Hier wird vor allem der Bereich Umwelt und Technik aus-, fort- und weitergebildet.  
 
In diesem Bereich sind die Anforderungen aufgrund der technischen Entwicklung in den letzten Jahren 
signifikant gestiegen. So wird inzwischen beispielsweise die Steuerung ganzer Anlagen auf digitalen Zwillingen 
simuliert und eingeübt. Dank virtueller Simulationsmodelle lassen sich gefährliche Betriebssituationen wie der 
Umgang mit Gefahrstoffen üben. Außerdem sind smarte, von Sensoren gesteuerte Abfallentsorgungsanlagen 
oder hochsensible digitale Messgeräte zur Überwachung von Gefahrenbereichen Teil des modernen Lehrplans. 
Gleichzeitig werden die Fachkräfte im hochbrisanten Bereich der Cybersicherheit geschult. Um die 
Kostendeckung zu gewährleisten, ist es erforderlich, die Gebühren in einigen Bereichen deutlich nach oben zu 
korrigieren. Im Bereich der Fortbildung hingegen wurde der Gebührenrahmen im Zuge der Neukalkulation nur 
leicht modifiziert.  
 
Die Satzung sowie die neuen Gebühren stellt die BVS auf ihrer Homepage unter www.bvs.de zur Verfügung. Die 
neuen Gebühren gelten in allen Fällen, in denen die Gebührenschuld ab dem 01.01.2023 entsteht. Für 
Lehrgänge, Prüfungen, Unterkunft und Verpflegung sowie für Inhouse-Seminare ist dies mit Einladung, 
Zulassung oder der Vereinbarung einer Veranstaltung der Fall. Für sonstige Leistungen entsteht sie mit der 
Beantragung.  

          
 

Pressemitteilung 12/2022                                                          München, 28.12.2022 

 
 

 
 
Dr. Uwe Brandl, der neue Präsident des Deutschen Städte- und Ge-
meindebunds: „Ich erwarte im neuen Jahr klare Akzente der Bundes-
politik zu Gunsten der Städte und Gemeinden.“ 
 

Brandl erwartet von der Bundespolitik im kommenden Jahr ein klares Bekenntnis 
zu ländlichen Regionen und zur Gleichwertigkeit von Arbeits- und Lebensbedin-
gungen in Stadt und Land. „Städte und Gemeinden besitzen auch abseits der Bal-
lungsräume immense Potenziale. Ich erwarte daher, dass sich die Bundesregie-
rung ganz klar zur Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse in ganz Deutsch-
land bekennt“, betonte der Präsident des Bayerischen Gemeindetags und ab 1. Ja-
nuar 2023 neue Präsident des Deutschen Städte- und Gemeindebunds, Erster Bür-
germeister Dr. Uwe Brandl.  

Brandl betonte die besondere Bedeutung der ländlichen Regionen für den Standort 
Deutschland. „70 Prozent der Menschen leben nicht in großen Städten. Der überwie-
gende Teil der Wertschöpfung findet abseits der Ballungsräume statt. Wir müssen daher 
in der kommenden Legislaturperiode gezielt in die Potenziale der ländlichen Regionen 
investieren. Flächendeckende medizinische Versorgung, gute Bildungsangebote, eine 
adäquate Verkehrsinfrastruktur und natürlich eine leistungsstarke Breitbandversorgung 
sind die Eckpfeiler für starke und lebenswerte ländliche Regionen. Viel zu lang hat sich 
die Politik nahezu ausschließlich auf die Ballungsräume konzentriert.“  

„Vor dem Hintergrund der aktuellen Situation – Ukrainekrieg, Energieknappheit,  Klima-
wandel, Abgleiten der Wirtschaft in Richtung Rezession, erneuter Massenzuzug von Ein-
wanderern und anhaltender Inflation – habe ich größte Sorgen um den sozialen und de-
mokratischen Zusammenhalt unserer Gesellschaft. Das Zusammentreffen mehrerer Kri-
sen zur gleichen Zeit wirkt als Brandbeschleuniger zunehmender Unzufriedenheit und 
Radikalisierung in der Gesellschaft. Viele Menschen im Lande fühlen sich abgehängt und 
unverstanden. Die Energiekostenentwicklung beinhaltet zusätzlichen Stoff zur Populari-
sierung. Transferleistungsempfänger werden als Privilegierte empfunden, sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigte empfinden sich zunehmend als „Melkkühe der Nation“, von 
einer Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse kann mit Blick auf das 49-Euro-Ticket, of-
fenbar angestrebtes voraussetzungsloses Grundeinkommen und weiteren sozialen 
Wohltaten nicht ansatzweise gesprochen werden. Ich appelliere an die Politik: die Gleich-
wertigkeit der Lebensverhältnisse hat Verfassungsrang. Sie hat darauf hinzuarbeiten, 
diese Gleichwertigkeit zu schaffen. Das ist ein Verfassungsauftrag!“ 
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